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I. 

Darüber, daß der Vergleich ein legitimes, ja notwendiges methodisches Instrument der 
Geschichtswissenschaft sei, besteht bereits seit längerem weitgehende Übereinstim­
mung. Dies gilt auch, wenn man konzediert, daß die Geschichte als Wissenschaft zu­
nächst einmal vor einer unendlichen Vielfalt historischer Individualitäten steht, die sich 
dem Vergleich strukturell zu entziehen scheinen. Aus heutiger Sicht erscheint aber 
Otto Hintzes Auffassung als überholt, wonach es Aufgabe des Soziologen sei, das All­
gemeine zu finden, das dem Verglichenen zugrunde liegt, während es dem Historiker 
obliege, die Individualität des Verglichenen schärfer zu fassen1. Tatsächlich dürfte die 
Einsicht mittlerweile allgemein akzeptiert sein, daß im Grunde jede Geschichtsschrei­
bung, zumal wenn sie explikativen Charakter trägt, den Vergleich zumindest implizit 
und stillschweigend voraussetzt2. Und in jedem Fall hat der historische Vergleich Kon­
junktur: Gerade der internationale Vergleich ist ein häufig geforderter, zunehmend kon-
zeptualisierter und in letzter Zeit auch gelegentlich durchgeführter historiographischer 
Modus3. 

In diesem weiteren Kontext ist das im folgenden vorgestellte Forschungsprojekt ange­
siedelt, das seit längerem am Institut für Zeitgeschichte durchgeführt, teilweise von der 
DFG gefördert und von Horst Möller und Andreas Wirsching (als Stellvertreter) geleitet 
wird. Sein Gegenstand ist die Krise der Demokratie in der Zwischenkriegszeit, die einer­
seits gemeineuropäischen Charakter besaß, andererseits aber - gerade in Deutschland -

1 Otto Hintze, Soziologische und geschichtliche Staatsauffassung (1929), in: Ders., Soziologie und 
Geschichte. • Gesammelte Abhandlungen zur Soziologie, Politik und Theorie der Geschichte, 
hrsg. v. Gerhard Oestreich, Göttingen 1964, S. 239-305, hier S. 251. 

2 So bereits Emile Durkheim, Journal sociologique, hrsg. v. Jean Duvignaud, Paris 1969, S. 32. Vgl. 
auch Raymond Grew, The Case for Comparing Histories, in: American Historical Review 85 
(1980), S. 763-778, hier S. 768. 

3 Siehe die Bilanz von Heinz-Gerhard Haupt/Jürgen Kocka (Hrsg.), Geschichte und Vergleich. An­
sätze und Ergebnisse internationaler vergleichender Geschichtsschreibung, Frankfurt a. M. 1996, 
hier v. a. die Einleitung der Herausgeber, S. 9-45. 
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besondere nationale Ausprägungen erfuhr4. Konzentriert auf den Vergleich zwischen der 

Weimarer Republik und der späten Dri t ten Französischen Republik, werden in mehreren 

Einzelarbeiten exemplarisch Faktoren politischer Stabilität und Instabilität untersucht, 

womi t das Projekt, was Gegenstandswahl und Untersuchungszeitraum betrifft, wissen­

schaftliches Neuland betritt. Denn der größte Teil der vorliegenden deutsch-französi­

schen Vergleiche beschäftigt sich mit der Zeit bis 19145 bzw. mit dem Ersten Weltkrieg6. 

U n d indem das Projekt einen genuin empirischen Ansatz verfolgt, leistet es auch einen 

wesentlichen Beitrag zur Konstituierung des Demokratievergleichs als Gegenstand histo­

rischer Forschung7 . Bislang war dies fast ausschließlich ein Studienfeld der vergleichenden 

Politikwissenschaft, für welche die Krise der Zwischenkriegszeit ein wichtiges Thema 

darstellt8. Entsprechende Arbeiten beschränken sich jedoch auf die makro-politische Ebe­

ne und erfassen die historische Dynamik häufig nicht ausreichend. Zwar können sie dem 

historischen Demokratievergleich wichtige konzeptionelle und theoretische Anregungen 

vermitteln und Fragestellungen präzisieren helfen. Doch kommt einer komparativen Ge­

schichtswissenschaft, die den Weg des individualisierenden Vergleiches mit dem syntheti-

4 Vgl. hierzu grundlegend Karl Dietrich Bracher, Die Krise Europas seit 1917, aktualisierte Ausgabe, 
Frankfurt a. M. 1993 (Erstausgabe 1976); ders., Zeit der Ideologien. Eine Geschichte des politi­
schen Denkens im 20. Jahrhundert, Stuttgart 1982, Kapitel II, sowie jetzt Horst Möller, Europa 
zwischen den Weltkriegen, München 1998. 

5 Siehe jüngst die Arbeiten von Charlotte Tacke, Denkmal im sozialen Raum. Nationale Symbole in 
Deutschland und Frankreich im 19. Jahrhundert, Göttingen 1995; Jakob Vogel, Nationen im 
Gleichschritt. Der Kult der „Nation in Waffen" in Deutschland und Frankreich, 1871-1914, Göt­
tingen 1997, sowie den Sammelband von Etienne Francois/Hannes Siegrist/Jakob Vogel (Hrsg.), 
Nation und Emotion. Deutschland und Frankreich im Vergleich. 19. und 20. Jahrhundert, Göttin­
gen 1995. 

6 Vgl. Thomas Raithel, Das „Wunder" der inneren Einheit. Studien zur deutschen und französischen 
Öffentlichkeit bei Beginn des Ersten Weltkrieges, Bonn 1996. Ein sozial- und kulturgeschichtli­
cher Vergleich der Hauptstädte London, Paris und Berlin während des Ersten Weltkrieges ist das 
Thema eines größeren Forschungsprojektes, das seit einiger Zeit gemeinsam von Jay Winter (Cam­
bridge) und Jean-Louis Robert (Orleans) durchgeführt wird. Vgl. dies. (Hrsg.), Capital Cities at 
War. London/Paris/Berlin 1914-1919, Cambridge 1997. 

7 Als Überblicksdarstellungen zum ostmittel- und südosteuropäischen Raum in der Zwischen­
kriegszeit vgl. die Aufsätze von Wolfgang Höpken, Strukturkrise oder verpaßte Chance? Zum De­
mokratiepotential der südosteuropäischen Zwischenkriegsstaaten Bulgarien, Jugoslawien und Ru­
mänien, in: Hans Lemberg (Hrsg.), Ostmitteleuropa zwischen den beiden Weltkriegen 
(1918-1939). Stärke und Schwäche der neuen Staaten, nationale Minderheiten, Marburg 1997, 
S. 73-127, sowie Jörg K. Hoensch, Demokratie und autoritäre Systeme in Ostmitteleuropa, in: 
Lemberg, Ostmitteleuropa, S. 53-72. Zum west- und mitteleuropäischen Raum siehe die Arbeit 
von Charles Maier, Recasting Bourgeois Europe. Stabilization in France, Germany, and Italy in 
the Decade after World War I, Princeton/N. J. 21988. In ihrer Konzentration auf den Aspekt des 
(neo-)korporativen Konfliktaustrages liegt sie eher am Rande des hier vorgestellten Forschungs­
projektes. 

8 Genannt seien insbesondere: Dirk Berg-Schlosser, Das Scheitern der Weimarer Republik. Bedin­
gungen der Demokratie im europäischen Vergleich, in: Historical Social Research 20 (1995), 
S. 3-30; Klaus v. Beyme, Die parlamentarischen Regierungssysteme in Europa, München 1970; 
Stein Rokkan, Citizens, Elections, Parties, Oslo 1970; Juan Linz, Crisis, Breakdown, and Reequili-
bration (The Breakdown of Democratic Regimes I), Baltimore/London 1978; Giovanni Sartori, 
Demokratietheorie, Darmstadt 1992. 
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schen Vergleich kombiniert9, in jedem Fall eine empirisch kontrollierende und neue Phä­
nomene erschließende Funktion zu. Mittels einer historisch-quellenmäßig gesättigten 
und zugleich komparativ-kontrastierenden Analyse werden die jeweils konkreten Ursa­
chen und Wirkungszusammenhänge der Krise untersucht. Eine Klassifikation der hier­
durch gewonnenen Konvergenz- bzw. Divergenzvariablen wird das Urteil darüber schär­
fen, welche Faktoren der demokratischen Instabilität als gemeineuropäisch oder als natio­
nalspezifisch zu werten sind. Insbesondere für die vieldiskutierte Frage eines deutschen 
„Sonder-" oder „Eigenweges" sind Erkenntnisfortschritte nur noch von entsprechenden 
vergleichenden Untersuchungen zu erwarten10. 

Trotz der bedeutenden Unterschiede, die Frankreich und Deutschland während der 
zwanziger und dreißiger Jahre charakterisieren, bietet der Vergleich zwischen diesen bei­
den Ländern besonders gute Chancen. Deutschland und Frankreich besaßen eine lange 
rechtsstaatliche und bürokratische Tradition; als wichtigste Industriestaaten des Konti­
nents und Hauptteilnehmer am Ersten Weltkrieg unterlagen sie beide den spezifischen 
Krisenfaktoren der Zwischenkriegszeit: wirtschaftliche und gesellschaftliche Kriegsfolge­
lasten, Finanz- und Inflationsprobleme, Strukturprobleme der Landwirtschaft, Gefähr­
dung des Mittelstandes, Konzentrations- und Rationalisierungsprozesse in der Industrie, 
politischer Radikalismus. Deutschland und Frankreich waren „Nachbarn und Zeitgenos­
sen, einer durch den anderen ohne Unterlaß beeinflußt, in ihrer Entwicklung gerade auf­
grund ihrer Nähe und Gleichzeitigkeit denselben großen Wirkungskräften unterwor­
fen"11. Auch wenn man mit Hartmut Kaelble die - vorübergehende - „Entfremdung" 
der deutschen und der französischen Gesellschaft im späten 19. und frühen 20. Jahrhun­
dert konstatiert12, bleibt doch unbestritten, daß beide Länder je unterschiedliche Ausprä­
gungen eines gemeinsamen Weges in die Moderne repräsentieren. Die beiden „cases" 
Deutschland und Frankreich weisen zwischen den Weltkriegen eine große Bandbreite 
struktureller Gemeinsamkeiten auf, die den komparativen Ansatz legitimieren. 

Die bislang vier Einzelarbeiten des Gesamtprojektes, deren Entwicklungsstand zeitlich 
stark differiert, verfolgen die leitende Fragestellung unter verschiedenen, jeweils für sich 
stehenden, zugleich jedoch komplementär aufeinander bezogenen Perspektiven. In einer 
ersten, inzwischen abgeschlossenen und jetzt erscheinenden Monographie untersucht 
Andreas Wirsching die konkreten Entstehungs- und Wirkungszusammenhänge des poli­
tischen Extremismus (Kommunismus, Rechtsextremismus, „Faschismus" und National­
sozialismus) in Deutschland und Frankreich am Beispiel der Hauptstädte Berlin und 

9 Zu „individualisierendem" und „synthetischem" Vergleich, die freilich ineinander übergehen kön­
nen, siehe Theodor Schieder, Möglichkeiten und Grenzen vergleichender Methoden in der Ge­
schichtswissenschaft, in: Ders., Geschichte als Wissenschaft. Eine Einführung, München/Wien 
1965, S. 187-211, hier v. a. S. 198 f. 

10 Vgl. Jürgen Kocka, Deutsche Identität und historischer Vergleich, in: Aus Politik und Zeitge­
schichte, 1988, B 40-41, S. 15-28, hier S. 27. Zum Problem des „Sonderweges" vgl. auch: Deut­
scher Sonderweg - Mythos oder Realität? Kolloquien des Instituts für Zeitgeschichte, München/ 
Wien 1982. 

11 Marc Bloch, Pour une histoire comparée des sociétés européennes, in: Ders., Mélanges historiques, 
Bd.I, Paris 1963, S. 16-40, hier S. 19. 

12 Hartmut Kaelble, Nachbarn am Rhein. Entfremdung und Annäherung der französischen und 
deutschen Gesellschaft seit 1880, München 1991, S. 19ff. u. 139ff. Ähnlich auch die Bilanz von 
Pierre Guillen/Ilja Mieck (Hrsg.), Nachkriegsgesellschaften in Deutschland und Frankreich im 
20. Jahrhundert, München 1998. 
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Paris (IL)13 . Stehen hier die metropolitan-urbanen Sozialräume im Mittelpunkt, so führt 

Manfred Kittel am Beispiel des westlichen Mittelfranken und der Corrèze einen Vergleich 

ländlicher Regionen durch, wobei die langfristige Wirkung politischer Mentalitäten unter 

der Landbevölkerung deutlich herausgearbeitet wird (III.). Während also diese beiden 

Studien Krisenfaktoren und -Symptome bzw. fortbestehende Stabilitätsbedingungen in­

nerhalb eines konkreten regionalen und politisch-sozialen Kontextes erforschen, widmen 

sich die beiden anderen Einzelarbeiten der zentralen verfassungspolitischen Ebene. U n d 

während die Arbeit von Andreas Wirsching und teilweise auch die von Manfred Kittel 

die überwiegend außerparlamentarischen extremistisch-antidemokratischen Bewegungen 

zum Gegenstand haben, nehmen die übrigen Einzelstudien Kräfte und Gruppierungen 

der politischen Mitte ins Auge: Thomas Raithel erforscht Stellung und Tätigkeit der na­

tionalen Parlamente beider Länder, wobei sein besonderes Interesse dem Prozeß des par­

lamentarischen Funktionsverzichtes gilt (IV). Daniela Neri geht in ihrer Studie davon 

aus, daß ein entscheidendes Kriterium für die politische Stabilität der deutschen wie der 

französischen Demokrat ie der Zwischenkriegszeit in der Möglichkeit einer konstruktiven 

Zusammenarbeit zwischen sozialdemokratischen bzw. reformistisch-sozialistischen Par­

teien einerseits und bürgerlich-liberalen Gruppierungen andererseits bestand. Empirisch 

sich auf den weitaus schlechter erforschten französischen Fall konzentrierend, untersucht 

sie in einer Längsschnittanalyse Bedingungen, Möglichkeiten und Grenzen eines solchen 

Linksbündnisses innerhalb des französischen Parteiensystems (V). 

Im Kontext des Projekts steht auch eine mittlerweile abgeschlossene Studie, die Stefan 

Grüner dem französischen Staatsmann Paul Reynaud (1878-1966) gewidmet hat. Der 

Verfasser nähert sich darin dem bislang historiographisch wenig erschlossenen breiten 

Mittelfeld gemäßigt-bürgerlicher und nicht im „Parti radical" organisierter liberaler Strö­

mungen Frankreichs auf biographischem Wege an. In erster Linie u m starke Einzelper­

sönlichkeiten kristallisiert, lassen sich jene zeitgenössisch unter dem Kürzel „modérés" 

subsumierten Tendenzen politisch über eine republikanisch-laizistische Generalorientie­

rung hinaus kaum auf einen gemeinsamen Nenner bringen und überdies im unmittelbaren 

parteigeschichtlichen Zugriff nicht hinreichend fassen. Anhand ausgewählter Politikfelder 

werden deshalb Theorie und Praxis des französischen Rechtsliberalismus durch die Ein­

heit eines politischen Lebens hindurch in den Blick genommen. Die Vita des geraume 

Zeit fast in Vergessenheit geratenen Abgeordneten, mehrfachen Ministers und Minister­

präsidenten des Jahres 1940 bietet sich dazu in besonderem Maße an, gehörte der Jurist 

und Wirtschaftsfachmann doch zu den Schlüsselfiguren nicht nur seines politischen Mi­

lieus, sondern der französischen, zeitweise der europäischen Politik überhaupt. 

IL 

Als nationale Produkt ions- und Wirtschaftszentren, die durch die Zwänge der Kriegs­

wirtschaft einen enormen Veränderungsschub erfahren hatten, verkörperten sowohl Ber­

lin wie auch Paris die spezifische Modernität der Zwischenkriegszeit mit all ihren Ambi­

valenzen. Mit der Zusammenballung großer Bevölkerungsmassen und ihrer Großstadt-

13 Andreas Wirsching, Vom Weltkrieg zum Bürgerkrieg? Politischer Extremismus in Deutschland 
und Frankreich 1918-1933/39. Berlin und Paris im Vergleich, München 1998. 
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kultur boten die Hauptstädte gleichermaßen dem Links- wie dem Rechtsextremismus sin­
guläre Entfaltungschancen und Bewegungsspielräume. Bei extensiver Ausnutzung der de­
mokratisch-rechtsstaatlichen Freiheiten bekämpften sich beide Extreme auf das schärfste, 
wobei sie die gegnerische Bewegung als Todfeind innerhalb einer als „Bürgerkrieg" be­
griffenen Kampfsituation beurteilten. Andreas Wirsching analysiert diese Konstellation, 
indem er einen spezifisch auf demokratische Bedingungen zugeschnittenen Idealtyp der 
„totalitären Bewegung" konstruiert. Im Sinne Max Webers dient dieser Idealtyp als heuri­
stisches und analytisches Arbeitsinstrument, als „begriffliches Mittel zur Vergleichung 
und Messung der Wirklichkeit"14 und damit zur Herausarbeitung nationaler Gemeinsam­
keiten und Unterschiede. Anknüpfend an die klassischen Autoren der Totalitarismustheo-
rie wie Hannah Arendt und vor allem Carl J. Friedrich, zeichnet er sich durch die Merk­
male der Ideologie, der Partei, des Propagandaapparates und der paramilitärischen Orga­
nisation aus15. Die wechselseitige Fixierung beider Extreme aufeinander, die Reduktion 
aller Politik auf ein Freund-Feind-Verhältnis und das gegenseitige Hochschaukeln der Ex­
treme, das sich nur allzu oft in einer Spirale politischer Gewalt entlud, werden dabei als 
entscheidendes Signum für die totalitäre Bipolarität der Epoche ernst genommen und zu­
gleich als Elemente einer historisch-genetischen Dimension der Totalitarismustheorie be­
griffen16. 

Mittels dieses theoretischen und methodischen Instrumentariums untersucht Wirsching 
den politischen Extremismus der Hauptstädte in sozialgeschichtlicher, organisationsso­
ziologischer und ideologiegeschichtlicher Hinsicht. Dabei ergibt sich zunächst eine - auf 
den ersten Blick vielleicht überraschende - Vielzahl von deutsch-französischen Gemein­
samkeiten. Mit dem Kommunismus bolschewistischer Provenienz vermochte sich in bei­
den Ländern bzw. Hauptstädten eine Partei zu etablieren, die das bestehende System radi­
kal bekämpfte und deren politische Sprache keinen Zweifel daran ließ, daß sie den revolu­
tionären Bürgerkrieg als eine historische und infolgedessen auch erstrebenswerte Not­
wendigkeit betrachtete. Diese Form der aus dem Weltkrieg geborenen totalitären Heraus­
forderung bedeutete im politischen Spektrum Deutschlands wie Frankreichs etwas grund­
sätzlich Neues und rief in beiden Ländern gleichermaßen heftige Gegenbewegungen her­
vor. Von weiten Teilen des politisch-gesellschaftlichen Spektrums wurde der Kommunis­
mus als Bedrohung empfunden. Die Reaktionen auf die linksextreme Bewegung seit dem 
Ende des Ersten Weltkriegs standen dabei in beiden Ländern im Zeichen eines genuin 
bürgerlichen Notwehr- und Ordnungskonzeptes, das sich an der Verteidigung des per­
sönlichen Eigentums und der öffentlichen Sicherheit orientierte. Allerdings tendierte der 

14 Max Weber, Die „Objektivität" sozialwissenschaftlicher und sozialpolitischer Erkenntnis, in: 
Ders., Gesammelte Aufsätze zur Wissenschaftslehre, Tübingen 1922, S. 146-214, hier S. 199. 

15 Hierbei handelt es sich um eine modifizierte, auf die im Rahmen der parlamentarischen Demokra­
tie agierende totalitäre Bewegung zugeschnittene Übernahme der klassischen, von Friedrich for­
mulierten Merkmale der totalitären Diktatur. Vgl. Carl J. Friedrich, Totalitäre Diktatur, Stuttgart 
1957, S. 19; ausführlicher Wirsching, Vom Weltkrieg zum Bürgerkrieg, S. 8 ff. 

16 Angeregt, allerdings über weite Strecken nicht überzeugend eingelöst wurde eine solche histo­
risch-genetische Erweiterung der Totalitarismustheorie von Ernst Nolte, Der europäische Bürger­
krieg 1917-1945. Nationalsozialismus und Bolschewismus, Frankfurt a. M. 1987, S. 18. Vgl. ders., 
Die historisch-genetische Version der Totalitarismustheorie: Ärgernis oder Einsicht?, in: Zeit­
schrift für Politik 43 (1996), S. 111-122. Zur Kritik an Nolte siehe Wirsching, Vom Weltkrieg 
zum Bürgerkrieg, S. 519ff. 
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Rekurs auf das normative Leitbild der in sich geschlossenen Nation dazu, nicht nur links­
extreme Gewaltpolitiker, sondern alle diejenigen ins Unrecht zu setzen oder gar als „Fein­
de" zu betrachten, die einem interessenpluralistischen Gesellschaftsmodell anhingen. All­
zu oft verbarg sich hinter dieser Tendenz die Ablehnung des demokratisch-parlamentari­
schen Konfliktaustrags sowie der sozialen Interessenvertretung der Arbeiterschaft. Dem­
entsprechend offenbarte sich zwischen dem Konzept der sozialen Verteidigung und den 
verschiedenen „faschistischen" Strömungen der Nachkriegszeit eine Vielzahl von Konti­
nuitäten. Mehr und mehr wurde das antikommunistische Konzept von „Notwehr" und 
„Ordnung" aus seinen staatlichen Bezügen, in denen z. B. noch die Technische Nothilfe 
und die Unions civiques gestanden hatten, gelöst und in das Prinzip der außerparlamenta­
rischen „Selbsthilfe" überführt. In beiden Ländern und Hauptstädten machte sich der 
„Faschismus" damit wesentliche Organisationsprinzipien der kommunistischen Bewe­
gung zu eigen, um diese selbst zu treffen. 

Auf der anderen Seite zeigt der Vergleich zentrale und wichtige Unterschiede. So wies 
die kommunistische Bewegung in Berlin, gemessen an dem Idealtyp der totalitären Be­
wegung, einen stärker ideologischen Charakter auf. Zumal in der Reichshauptstadt ten­
dierte der deutsche Kommunismus zur ideologischen Abkoppelung von den sozialen 
Realitäten. Während in Paris der Kommunismus vor allem dann wirksam zu agieren ver­
mochte, wenn er sich mit einer starken sozialen Bewegung verband, kam es in Berlin 
weitaus häufiger zu einer Verselbständigung des revolutionären Voluntarismus. Stärker 
als die Berliner KPD und nicht selten im Widerspruch zu den ideologischen Vorgaben 
durch die Komintern blieb der Pariser Parti Communiste Francais (PCF) an seiner Basis 
über weite Strecken tatsächlich arbeits- und lohnorientiert, gleichsam „opportunistisch". 
Dies schlug sich in zweifacher Hinsicht nieder: erstens sozialgeschichtlich, insofern als 
sich die Sozialstruktur des Pariser PCF größtenteils aus hochqualifizierten, im Erwerbs­
leben stehenden Facharbeitern zusammensetzte; zweitens organisationssoziologisch, in­
sofern als es mit der Confédération Generale du Travail Unitaire (CGTU) und ihren 
Pariser Einzelgewerkschaften eine kommunistisch dominierte Gewerkschaft gab, ohne 
deren Mitwirkung der Pariser PCF nicht viel ausrichten konnte. Mithin blieben die Pa­
riser Kommunisten in ihrer Propaganda und Agitation gehemmt durch die Rücksicht­
nahme auf ihre Klientel. Dabei erwies sich die Abhängigkeit von der Gewerkschaftsor­
ganisation als hinderlich, lebte hier doch die Tradition des revolutionären Syndikalismus 
fort, die gegen jegliche Unterordnung unter eine politische Partei grundsätzlich aufbe­
gehrte. 

Trotz einer ursprünglich ähnlichen Sozialstruktur - auch der größte Teil der Berliner 
Kommunisten rekrutierte sich anfangs aus qualifizierten Facharbeitern - verschob sich 
das soziale Erscheinungsbild der KPD in Berlin schon bis Mitte der zwanziger Jahre si­
gnifikant. Nach einem Höhepunkt 1923/24, als rund die Hälfte aller Mitglieder arbeitslos 
war, prägte auch während der Phase der relativen Stabilität Mitte der zwanziger Jahre die 
(v. a. Jugendliche betreffende) Arbeitslosigkeit die Berliner KPD. Zu diesem sozialge­
schichtlichen Unterschied trat der organisationssoziologische: Während in Paris die kom­
munistisch beherrschte CGTU die Schlüsselbranchen wie die Metallindustrie konkur­
renzlos dominierte, waren die Kommunisten in Berlin mit dem starken Einfluß der Freien 
Gewerkschaften konfrontiert. Beide Faktoren, der soziale und der organisationssoziologi­
sche, wirkten dahingehend zusammen, daß die Berliner Kommunisten strukturell zu einer -
„ultralinken" Haltung tendierten. Fortschreitende soziale Deklassierung, die durch hohe 
Arbeitslosigkeit gefördert wurde, und politische Isolation verliehen der kommunistischen 
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Bewegung in Berlin eine spezifische Tendenz zum politischen Desperatismus und zur p o ­

litischen Gewaltsamkeit, die in Paris so nicht anzutreffen war. 

Bei allen auch in Paris bestehenden, vor allem in den dreißiger Jahren ausgeprägt „fa­

schistischen" Phänomenen, für welche der antikommunistische Impetus einen entschei­

denden Mobilisierungsfaktor bildete, legt der Vergleich in bezug auf den Rechtsextremis­

mus zentrale Unterschiede offen. Dies gilt, auch wenn sich in Paris wie in Berlin der Re­

kurs auf das Prinzip der Selbsthilfe außerhalb der demokratisch-rechtsstaatlichen Organe 

und Institutionen mit paramilitärischer Organisation und gewaltträchtigem Freund-

Feind-Denken verband. Der antikommunistischen Stoßrichtung und der Agitation gegen 

eine „schwache" Regierung entsprachen eine durchaus offen geäußerte Bewunderung für 

Mussolini, zugleich aber auch ein gegenrevolutionärer Attentismus, der zwar für den 

„Tag X " der kommunistischen Erhebung bereitstand, selbst aber nicht aktiv auf revolu­

tionäre Systemüberwindung zielte. Zwar fehlte dem französischen Rechtsextremismus, 

wie er sich insbesondere in den Croix de feu, den Jeunesses Patriotes und dem Parti P o -

pulaire Francais niederschlug, der für totalitäre Bewegungen so kennzeichnende rück­

sichtslose Voluntarismus. Gleichwohl dürfte es gerechtfertigt sein, die genannten Bewe­

gungen als eine gegenüber dem italienischen Vorbild abgemilderte Form des Faschismus 

zu bezeichnen17. 

Vergleichbare Formen eines abgemilderten Faschismus, der sich vor allem durch anti­

kommunistische Mobilisierung und gegenrevolutionären Attentismus definierte, bestan­

den auch in Berlin, etwa im Stahlhelm oder in der norddeutschen Orgesch. Hiervon ist je­

doch analytisch wie sachlich streng zu unterscheiden das völkisch-antisemitische Potenti­

al, das in Deutschland seit der zweiten Hälfte des Ersten Weltkrieges breiten Raum ge­

wann. In Berlin schlug es sich während des Untersuchungszeitraums unter anderem in 

der Deutschsozialen Partei, der Deutschvölkischen Freiheitspartei und schließlich auch 

in der N S D A P nieder. Zwar überschnitt sich der völkische Rassenantisemitismus auf viel­

fältige Weise mit den faschistischen Paradigmen, und insbesondere im militanten Ant i -

kommunismus besaßen beide Bewegungen einen großen gemeinsamen Nenner. Doch 

war der Antimarxismus nicht das ursprünglich bewegende Prinzip des völkischen Antise­

mitismus. Vielmehr repräsentierte der Rassenantisemitismus ein politisch-ideologisches 

Potential, das auf viel tiefere Wurzeln zurückging und eine Form der kompromißlos-ex­

tremistischen Absage an das liberale System des 19. Jahrhunderts darstellte, die speziell 

in Deutschland und Österreich auf eine hohe Resonanz stieß. Zwar spielte der Ant ikom-

munismus seit 1917/18 eine entscheidende Rolle im politischen Selbstverständnis der Völ­

kischen. Doch diente hier die erwähnte Angst vor der bolschewistischen Bedrohung in 

weitaus stärkerem Maße der sekundären Instrumentalisierung zur Verfolgung primärer 

Ziele. Diese bestanden letztlich in der gewaltsamen Zerstörung der liberalen Demokrat ie 

und im Aufbau eines völkischen Staatswesens auf rassischer Grundlage. In ideologischer 

17 Dagegen fehlten der Action francaise entscheidende Merkmale einer faschistischen Bewegung. In 
dem Maße, in dem die traditionellen Eliten aus Armee und Verwaltung, Kultur und Grundbesitz 
in ihr dominierten, blieb die Action francaise eine zutiefst sozialkonservative Bewegung mit einer 
Mitgliederschaft, die ein „fast perfektes Porträt einer vorindustriellen Gesellschaft" bildete. Dem­
entsprechend zielte die Action francaise - trotz ihres verbalen Extremismus - nicht auf eine syste­
matische, die sozialen Schranken transzendierende Massenmobilisierung. Vgl. Eugen Weber, Acti­
on Francaise: Royalism and Reaction in Twentieth Century France, Stanford/Calif. 1962, Zitat 
S. 267. 
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Hinsicht war die extreme, völkisch-antisemitische Rechte in Deutschland nach Ende des 
Ersten Weltkriegs bereits in hohem Maße gefestigt. Das Erstehen des Kommunismus be­
stätigte, lediglich das bereits längst vorgeformte ideologische Freund-Feind-Schema der 
Völkischen und verstärkte es höchstens. Folglich sprengt der völkische Antisemitismus 
die Kategorien der Faschismustheorie Ernst Noltes18. Er sollte daher grundsätzlich nicht 
als „Faschismus" bezeichnet, sondern als nationalspezifischer Rechtsextremismus sui ge-
neris klassifiziert werden. Umgekehrt weisen die Ergebnisse der Studie darauf hin, daß 
es durchaus möglich und sinnvoll ist, an einem allgemeinen „Faschismus"-Begriff festzu­
halten. Wie schon das italienische Ursprungsphänomen bezeugt, sind Rassismus und An­
tisemitismus keine notwendigen Kriterien dieses Gattungsbegriffes. So wie der Begriff in 
Wirschings Arbeit entwickelt wird, meint Faschismus daher die extrem nationalistischen 
und paramilitärisch organisierten Bewegungen „unterhalb" des nationalsozialistischen 
Rassenantisemitismus, für die der Antikommunismus ein entscheidender Impuls gewesen 
ist. Blieben diese Bewegungen aufgrund ihrer relativen Ideologiearmut gewissermaßen 
„halbtotalitär", so machte gerade das Merkmal der geschlossenen Ideologie den National­
sozialismus zu einer vollausgeprägten totalitären Bewegung. 

Mithin werden bei allen strukturellen Gemeinsamkeiten, die die Untersuchung des po­
litischen Extremismus in Paris und Berlin zu Tage fördert, doch auch die spezifischen Un­
terschiede deutlich: Die links- wie rechtsextremistischen Bewegungen waren in Deutsch­
land „extremer" als in Frankreich; in der gemeineuropäischen „Zeit der Ideologien" (Bra­
cher) waren sie ideologischer, im gemeineuropäischen, gleichsam sorelianischen Zeitalter 
der Gewalt waren sie gewaltsamer. Dem Typus der totalitären Bewegung, der aus der ge­
meineuropäischen, totalitären Signatur der Epoche hervorging, näherten sie sich stärker 
an. 

III. 

In einer weiteren Monographie, deren Manuskript großenteils niedergeschrieben ist, be­
schäftigt sich Manfred Kittel mit „Politischer Mentalität und Parteiwesen in der deut­
schen und französischen Provinz bis 1933/36". Als Vergleichsgegenstand dienen die Bau­
ernlandschaften Westmittelfrankens und der zentralfranzösischen Corrèze, zwei Regio­
nen, die zwar eine ganze Reihe sozioökonomischer Gemeinsamkeiten aufwiesen (Agrar-
anteil in beiden Fällen zwischen 65-70 Prozent, klein- und mittelbäuerliche Strukturen, 
ausgeprägte infrastrukturelle Rückständigkeit und höchste Landfluchtquoten), die aber 
gleichzeitig in ihrer politischen Orientierung höchst unterschiedlich waren und innerhalb 
der deutschen und französischen Nationalgeschichte als Hochburgen der NSDAP bzw. 
der Volksfront jeweils eines der typischen Extreme des Wählerverhaltens abbildeten. 
(Im correzischen Kanton Bugeat registrierte man 1936 mit über 60 Prozent den höchsten 
kommunistischen Stimmenanteil im Hexagon, in Westmittelfranken wurde das Bezirks-

18 Vgl. Ernst Nolte, Der Faschismus in seiner Epoche. Die Action Francaise. Der italienische Fa­
schismus. Der Nationalsozialismus, München 61984; zur allgemeinen Auseinandersetzung mit 
den Begriffen „Faschismus" und „Totalitarismus" siehe: Totalitarismus und Faschismus. Eine wis­
senschaftliche und politische Begriffskontroverse. Kolloquium im Institut für Zeitgeschichte am 
24. November 1978, München/Wien 1980.. 
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amt Rothenburg ob der Tauber im März 1933 mit über 80 Prozent für die N S D A P zum 

erfolgreichsten nationalsozialistischen Wahlbezirk ganz Deutschlands)19 . Während die 

Erfolge der N S D A P in den Jahren 1932/33 wesentlich als „Aufstand der Provinz"2 0 , 

vor allem der evangelischen Agrarprovinz gedeutet wurden, war der Sieg einer Volks­

front aus Kommunisten, Sozialisten und Radikalsozialisten im Mai 1936 nur deshalb 

möglich, weil - anders als in Deutschland - ein beachtlicher Teil der französischen Land­

bevölkerung traditionell für die Parteien der Linken votierte21. Daraus entwickelte sich 

die zentrale Fragestellung nach den politischen Mentalitäten und parteipolitischen Struk­

turen, die den differierenden Wahlpräferenzen der Provinz in beiden Ländern zugrunde 

lagen. 

Im ersten Teil der Studie werden - nach einer historisch-topographischen Annäherung 

an die Untersuchungsregionen - deren unterschiedliche religiöse Signaturen herausgear­

beitet. Während die meist zu 90-95 Prozent protestantischen Bezirksämter Westmittel­

frankens eine der Bastionen lutherischer Kirchenfrömmigkeit in Deutschland bildeten, 

zählte die Corrèze seit dem 19. Jahrhundert zu den am stärksten entkirchlichten Regionen 

im laizistischen Gürtel Süd- und Mittelfrankreichs; dementsprechend gegensätzlich ent­

wickelten sich die politischen Landschaften. In der Corrèze, w o das feudalistische Kon­

dominium von „Gutshof und Pfarrhof" (A. Siegfried) stets eine untergeordnete Rolle ge­

spielt hatte und der katholische Klerus in geringerem Ansehen stand, bildete sich im Er­

gebnis des revolutionären Umbruchs von 1789 und dann verstärkt nach Gründung der 

Dri t ten Republik seit den siebziger Jahren des 19. Jahrhunderts eine antiklerikal-linksre­

publikanische Tradition heraus, die im Rahmen eines grundlegend reformierten Schulsy­

stems vor allem von den Volkschullehrern breitenwirksam vermittelt wurde2 2 . Das ur­

sprünglich - wesentlich aus konfessionellen und nationalpolitischen Gründen - liberale 

Westmittelfranken begann dagegen im Kulturkampf, in einer doppelten, stark von der lu­

therisch-orthodoxen Pfarrerschaft ausgehenden Wendung gegen liberale Schulpolitik und 

bayerischen „Ultramontanismus", zunehmend in das Lager der Deutschkonservativen 

überzuwechseln, wobei die große Depression in der Landwirtschaft und der agrarkonser-

vative Protest gegen Caprivis Handelspolitik die Entwicklung entscheidend verstärkten23. 

Die nationalprotestantische Mentalität, die sich in diesen historischen Prozessen her­

ausbildete, erhielt durch die epochenspezifischen Phänomene des wilhelminischen Na t io -

19 Vor diesem Hintergrund erklärt es sich, daß die Geschichte der NSDAP bzw. des Kommunismus in 
diesen politischen Landschaften das stärkste Forschungsinteresse auf sich gezogen hat, ohne aller­
dings eine breitere mentalitätsgeschichtliche Verortung der Phänomene zu leisten. Vgl. die ver­
dienstvolle, organisationsgeschichtlich ausgerichtete Studie von Rainer Hambrecht, Der Aufstieg 
der NSDAP in Mittel- und Oberfranken, Nürnberg 1976; Philippe Gratton, Le communisme rural 
en Corrèze, in: Ders., Les paysans francais contre l'agrarisme, Paris 1972; Laird Boswell, Rural com-
munism in France, 1920-1939: The example of the Limousin and Dordogne, Berkeley/Calif. 1988. 

20 Detlev J. K. Peukert, Die Weimarer Republik. Krisenjahre der Klassischen Moderne, Frankfurt 
a.M. 1986, S. 226 ff. 

21 Robert O. Paxton, Le temps des chemises vertes. Révoltes paysannes et fascisme rural 1929-1939, 
Paris 1996, S. 263. 

22 Vgl. Louis Pérouas, Refus d'une religion, religion d'un refus en Limousin rural 1880-1940, Paris 
1985. 

23 Vgl. Manfred Kittel, Kulturkampf und „Große Depression". Zum Aufbruch der Bayerischen Na­
tionalkonservativen in der antiliberalen Strömung der 1870 er Jahre, in: Historisches Jahrbuch 118/ 
I (1998), S. 108-177. 
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nalismus und des sowohl „lutherisch-christlich" wie bäuerlich-wirtschaftlich motivierten 

Antisemitismus in Westmittelfranken eine eigene, sich zunehmend gegen liberal-demo­

kratische Werte richtende Dynamik; in der antiklerikal orientierten Corrèze verfestigte 

sich dagegen im gleichen Zeitraum eine Mentalität des „republikanischen Laizismus", 

die dem Nationalismus eine republikanisch-universalistische Form gab. und auch Antise­

mitismus - schon in Ermangelung eines ökonomisch irgendwie bedeutsamen Landjuden­

tums - kaum kannte. Der nach dem Sieg der Dreyfusards, der definitiven Niederlage der 

monarchisch-klerikalen Reaktion und der Trennung von Staat und Kirche Anfang des 

20. Jahrhunderts ganz Frankreich erfassende „Sinistrismus", die kulturelle Hegemonie 

linker „revolutionärer" Strömungen mit dem Mythos von 1789, wurde für die Corrèze 

besonders charakteristisch und verfestigte sich sowohl in der Wahlkampfrhetorik als 

auch parteipolitisch im Aufschwung des Radikalsozialismus: 1914 bewarben sich im D e ­

partement ausschließlich Radicaux oder solche, die sich dafür ausgaben, u m ein Parla­

mentsmandat. 

Wie schwer das Gewicht tradierter Mentalitäten auch nach den vorübergehenden Irrita­

tionen der unmittelbaren Nachkriegszeit in den Regionen wog, war vor allem im Span­

nungsfeld von staatlicher Kirchenpolitik und lokalen politisch-religiösen Verhaltenswei­

sen zu beobachten. Erstaunlich wenig beeinflußt von den großen politischen Ereignissen 

des Burgfriedens und der Union sacrée, vom gemeinsamen Kriegserlebnis evangelischer 

und katholischer bzw. kirchlicher und laizistischer Bevölkerung, wirkten die alten Menta­

litäten des Antiklerikalismus wie des anti-ultramontanen Konfessionalismus in Form ei­

nes „Kulturkampfs von unten" bis in die dreißiger Jahre hinein fort, sei es in Form des 

„rumeur infame" gegen die Leistungen corrézischer Pfarrer an der Front2 4 , sei es in West­

mittelfranken als Empörung über die These, 1918 habe mit Deutschland auch Martin Lu­

ther den Krieg verloren25. In der Corrèze hatte der Antiklerikalismus eine stabilisierende 

Funkt ion für die politische Linke, wobei die Sozialisten seit Ende der zwanziger Jahre zu­

nehmend den Radicaux die angestammte Rolle als Speerspitze des Laizismus streitig 

machten. In Westmittelfranken profitierten von anhaltenden konfessionellen Konflikten 

zwischen Lutheranern und Diaspora-Katholiken zunächst die DNVP, dann aber die 

N S D A P als „evangelische Integrationsparteien"26 . 

Deutschnationale und Radicaux konnten in ihren regionalen Milieus über weite Strek-

ken dominieren, weil sie neben dem lutherisch-konfessionalistischen bzw. antiklerikalen 

Mentalitätskern auch die seit dem 19. Jahrhundert daran angelagerten rechts- bzw. links­

nationalistischen Mentalitätsschichten am besten erreichten. Westmittelfranken hatte auf 

das Scheitern der Verbindung von „Thron und Altar", an der sich der Nationalprotestan­

tismus stark ausgerichtet hatte, und den Schock des „Versailler Dikta ts" mit einer Flucht 

in den völkischen „Nationalismus der Niederlage" sowie verschärftem Antisemitismus 

reagiert. Abgesehen von einer schwachen Sozialdemokratie, erfaßte diese Ideologie die 

gesamte Lokalgesellschaft; sie wurde in besonderem Maße von den dezidiert völkisch auf-

24 Vgl. Rene Rémond, L'anticléricalisme en France de 1815 à nos jours, Paris 1976, S. 229ff.; Pérouas, 
Refus, S. 193. 

25 So der deutschnationale Pfarrer Konrad Lauter in Siegfried Kadner (Hrsg.), Kirchliches Jahrbuch 
für die evangelisch-lutherische Landeskirche in Bayern, 1919/20, S. 122. 

26 Zur NSDAP als „evanglisch-ländlicher Milieupartei" siehe Wolfram Pyta, Dorfgemeinschaft und 
Parteipolitik 1918-1933. Die Verschränkung von Milieu und Parteien in den protestantischen 
Landgebieten Deutschlands in der Weimarer Republik, Düsseldorf 1996, S. 324 ff. 
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tretenden Deutschnationalen aufgegriffen, die dabei schon während ihrer Hochzei t in den 

zwanziger Jahren mitunter Mühe hatten, sich von den „parteivölkischen"27 Nationalso­

zialisten abzugrenzen. 

In der Corrèze dagegen stabilisierte der Sieg der Drit ten Französischen Republik im 

Krieg gegen Deutschland, dem das Empire Napoleons III. 1870 noch unterlegen gewesen 

war, den ohnehin schon kräftigen „republikanischen Nationalismus"; auch wenn dessen 

Überzeugungen von einer universalen Mission der französischen Zivilisation aus teils 

ähnlichen anthropologischen und soziologischen Wurzeln stammten wie der integrale 

Nationalismus in Westmittelfranken, kräftigte er doch innenpolitisch eindeutig die Partei­

en der Demokrat ie , der Menschenrechte und der Völkerverständigung. Dies gilt insbeson­

dere für die auf dem republikanischen Nationalismus gründende pazifistische Stimmung, 

die sich in der Corrèze naturgemäß besonders ausbreiten konnte. Die gesellschaftlich ein­

flußreichen Kriegsveteranen, bis hin zur eigentlich eher rechtskonservativen Union N a ­

tionale des Combattants , kultivierten hier einen „patriotischen Pazifismus der Sieger", 

demzufolge der Große Krieg, koste es was es wolle, der letzte gewesen sein sollte28. 

Auf politisch gegensätzlich gelagerten Fundamenten formten sich in der Corrèze und 

Westmittelfranken auch die typischen regionalistischen und agrarromantischen Bestand­

teile europäischer Provinzmentalität sehr unterschiedlich aus. Die nach 1918 ungebremst 

andauernden Prozesse von Industrialisierung und Landflucht erfuhren in der politischen 

Kultur Westmittelfrankens eine scharf antisozialistische und antiliberale Deutung, wäh­

rend in der Corrèze die liberalen Radicaux die speziell gegen Paris gerichtete Großstadt­

feindschaft aufgriffen und die agrarromantischen Affekte gleichsam republikanisch-laizi­

stisch einhegten. Regionalistische Potentiale, wie sie im südlichen Okzitanien aus der Be­

wegung Frederic Mistrals entstanden, blieben an seinem nördlichen correzischen Saum, in 

einer jakobinisch-revolutionären Traditionslandschaft, politisch chancenlos, zumal katho­

lische Kleriker sich bei diesem Thema stark exponierten. Im evangelischen Westmittel­

franken speiste sich dagegen ein stark konfessionalistisch grundierter Regionalismus aus 

dem historischen Gefühl der kulturellen und wirtschaftlichen Benachteiligung gegenüber 

dem katholischen Altbayern, das in Zeiten ökonomischer Krisis von deutschnationaler 

und nationalsozialistischer Seite erfolgreich geschürt werden konnte . 

Für die Umsetzung politischer Mentalität in Wählerstimmen waren indes auf dem 

deutschen wie auf dem französischen Lande auch in der Zwischenkriegszeit lokale Mei­

nungsführer fast noch wichtiger als die Parteien selbst. Zu den Multiplikatoren, denen 

aus ihrer beruflichen Stellung besondere Einflußmöglichkeiten erwachsen konnten, zähl­

ten neben den Bürgermeistern vor allem die noch in den kleinsten Bauerndörfern präsen­

ten Pfarrer und Lehrer. Sie hatten schon im 19. Jahrhundert maßgeblich an der Formung 

der regionalen politischen Mentalitäten mitgewirkt und vermochten nach 1918 - ange­

sichts des bäuerlichen Mißtrauens gegen „dorffremde" parteipolitische Propagandisten -

ihren gesellschaftlichen Einfluß vor allem auf dem Lande noch lange zu bewahren. So bil­

deten die evangelischen Pfarrer in dem ungebrochen kirchentreuen Westmittelfranken 

eine der Säulen der D N V P , als Funktionäre, Mitglieder oder auch nur als Sympathisanten, 

die im Pfarrgemeinderat oder vor dem Kriegerdenkmal keinen Hehl aus ihren deutschna­

tionalen Überzeugungen machten. Die Lehrer rangierten in der Hierarchie des fränki-

27 Da die fränkischen Deutschnationalen die wahren Vertreter des völkischen Gedankens zu sein be­
anspruchten, diente ihnen, der Begriff zur abwertenden Distanzierung von der NS-Bewegung. 

28 Vgl. Antoine Prost, Les Anciens Combattants et la société francaise, 3 Bde., Paris 1977. 
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schen Dorfes - trotz der Befreiung von der geistlichen Schulaufsicht 1919 - hinter dem 
Pfarrer, fanden aber in dem aufblühenden Vereinswesen der Zwischenkriegszeit ein rei­
ches Feld zu gesellschaftlicher Betätigung. Die im Kulturkampf klassisch gewordenen 
Konflikte zwischen konservativem Pfarrer und liberalem „Schulmeister", wegen der lu­
therisch-orthodoxen Orientierung von Teilen der Lehrerschaft in Westmittelfranken oh­
nehin seltener, nahmen infolge des Auszehrungsprozesses des Liberalismus nach dem 
Krieg weiter ab. Und als Anfang der dreißiger Jahre auffallend viele (Jung-)Lehrer an vor­
derster Front für die NSDAP agitierten, war auch unter den evangelischen Pfarrern die 
Anfälligkeit gegenüber dem Nationalsozialismus gewachsen29, der manchen als letzte Ba­
stion gegen bolschewistische Gottlosenbewegung und katholische Gegenreformation er­
schien. 

In der Corrèze waren die Gewichte zwischen beiden Sozialfiguren viel eindeutiger zu­
gunsten der Lehrer (Instituteurs) verteilt, die neben ihrem unmittelbaren Einfluß auf 
Schüler und Eltern oft als schriftkundige Gemeindesekretäre mit dem radikalsozialisti­
schen Bürgermeister kooperierten, sich aber auch im Bauernverband oder in den wichti­
gen Vereinigungen des Laizismus besonders hervortaten. Das nach dem Krieg gewachsene 
Selbstbewußtsein der Instituteurs, denen die Regierung des Linkskartells 1924 auch den 
Weg zu gewerkschaftlicher Aktivität geebnet hatte, stieß sich allerdings an den unverän­
dert paternalistisch-oligarchischen Strukturen des Parti radical (PR), in dem Vollakademi­
ker, meist Juristen und Ärzte, die wichtigsten Posten besetzten. Der mit zunehmender 
Ideologisierung im Zeichen von Pazifismus und Antifaschismus Anfang der dreißiger Jah­
re stärker werdende Drang der Lehrer, sich nun auch selbst an vorderster Front politisch 
zu engagieren, führte viele immer weiter nach links in die Reihen des Sozialismus, die 
sich auch ein Jahrzehnt nach dem Spaltungskongreß von Tours erst langsam wieder 
schlossen; so konnten gerade aufstrebende Junglehrer in der regionalen Séction francaise 
de l`internationale ouvrière (SFIO) an führender Stelle politische Verantwortung überneh­
men. Ihr Beitrag zur lokalen Willensbildung war umso entscheidender, als sich die Pfarrer 
aus der politischen Quarantäne, die zu Zeiten des laizistischen Kulturkampfes über sie 
verhängt worden war, auch nach dem Weltkrieg nicht befreien konnten und durch verein­
zelte Aktionen im wesentlichen nur den Antiklerikalismus ihrer Gegner nährten, ohne je­
doch in den entkirchlichten Gegenden eine konservative politische Wirkung zu erzielen. 

Die unterschiedliche Mentalität der correzischen und westmittelfränkischen Lehrer­
schaft machte sich besonders in der „republikanischen" bzw. „vaterländischen" Prägung 
des regionalen Vereinswesens bemerkbar. Das insgesamt reichere Vereinsleben in der 
deutschen Agrarprovinz spiegelte sich mit seinem ganzen massenwirksamen nationalen 
Pathos am besten in der Gesangvereinskultur Westmittelfrankens wider, während in der 
Corrèze bezeichnenderweise die individualistisch ausgerichteten geheimen Männerbünde 
der Freimaurer mit ihrem humanistisch-universalistischen Wertekanon die stärkste politi­
sche Wirkung - nicht zuletzt als Vorfeldorganisation der republikanisch-laizistischen Par­
teien - entfalteten. 

Entscheidendes Gewicht im politischen Raum vor den Parteien gewannen hier wie dort 
die großen Agrarverbände. Der Bayerische Landbund, in der Tradition der agrarkonser-
vativen Massenagitation des Bundes der Landwirte seit den neunziger Jahren des 19. Jahr­
hunderts stehend und bis in die kleinen Bauerndörfer hinein aktiv, verband die Vertretung 

29 Dazu jetzt Björn Mensing, Pfarrer und Nationalsozialismus. Geschichte einer Verstrickung am 
Beispiel der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Göttingen 1998. 
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materieller bäuerlicher Interessen mit monarchistischen und völkisch-nationalistischen 
Zielen. Allein seinem stupenden Einfluß im evangelischen Agrarmilieu verdankte der par­
teipolitische Bündnispartner DNVP, dessen Repräsentanten oft gleichzeitig auch Land­
bundmitglied waren, die Erfolge bei den Wahlen der zwanziger Jahre. Eine so enge orga­
nisatorische Verflechtung zwischen der dominierenden Provinzpartei und dem Bauern­
verband - Vertrauensmännerversammlungen des Landbunds stellten sogar DNVP-Parla-
mentskandidaten auf - konnte schon aufgrund der loseren Strukturen des Radikalsozialis­
mus in der Corrèze nicht entstehen; der parteipolitisch unabhängige Präsident der „Fédé-
ration Faure" war allerdings mit Hilfe des Parti radical zum Senator gewählt worden, und 
auch viele wichtige Positionen im Verband wurden durch PR-Politiker bekleidet, so daß 
eine enge Verbindung bestand und die „Fédération Faure" eindeutig zu den „republikani­
schen" Verbänden gezählt werden konnte. 

In den abschließenden Kapiteln der Studie werden die politisch-mentalen Strukturen 
beider Regionen im Kontext der wirtschaftlichen Bedingungsfaktoren in die Dynamik 
des historischen Prozesses eingeordnet. Dabei geht es vor allem um eine Entwicklungs­
analyse der regionalen Parteiensysteme von den zeitlich verschobenen und unterschied­
lich ausgeprägten Inflationsphasen Anfang und Mitte der zwanziger Jahre bis zum Zerfall 
des deutschnationalen Milieus und bis zur Erosion des Radikalsozialismus in der Zeit der 
Weltwirtschaftskrise 1929-1933 bzw. 1932-1936: Je nach der politischen Tradition des 
Raumes waren diese Prozesse vom Aufstieg des Rechts- bzw. Linksextremismus in Ge­
stalt der Nationalsozialistischen und Kommunistischen Partei begleitet. Vor diesem Hin­
tergrund wird speziell die völlig unterschiedliche Disposition nationalprotestantischer 
und republikanisch-laizistischer Agrarprovinz gegenüber dem Phänomen des „Faschis­
mus" resümierend in den Blick genommen. 

IV. 

Die von Thomas Raithel seit Ende 1995 bearbeitete Studie „Von der Krise zur Kapitulati­
on. Vergleichende Untersuchungen zum deutschen Reichstag und zur französischen Ab­
geordnetenkammer 1919-1933/40" widmet sich der zentralen parlamentarischen Ebene 
beider Staaten. Die Leitfrage nach Faktoren der Stabilität und Instabilität der Demokratie 
konkretisiert sich hier zur Analyse von Ursachen und Erscheinungsformen der Krise des 
parlamentarischen Systems sowie zur Bestimmung relevanter Widerstandskräfte. Dabei 
geht es zum einen um charakteristische Unterschiede in den Kontexten, im Verlauf und 
in den Dimensionen des Krisenprozesses. Dies betrifft insbesondere die Differenz zwi­
schen der frühzeitig erkennbaren Schwäche des „jungen" Weimarer Parlamentarismus 
und der zunächst noch vorherrschenden relativen Stabilität des etablierten parlamentari­
schen Systems in Frankreich. Zum anderen fordert der nationale Vergleich aber auch 
dazu auf, nach Analogien im Krisenprozeß und damit nach möglichen Elementen einer 
übergreifenden parlamentarischen Krise in der Zwischenkriegszeit zu suchen. Beide Er­
kenntnisinteressen bleiben stets eng verbunden, wie etwa in der zentralen Frage nach 
den spezifischen und allgemeinen Ursachen für die jeweilige Abdankung des parlamenta­
rischen Systems. 

Deutsche wie französische Bewertungen zum Parlamentarismus der Zwischenkriegs­
zeit beziehen sich meist auf eine Analyse der Machtverteilung zwischen Parlament und 
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Regierung und konstatieren demnach Ohnmach t und Machtverlust30 oder - im französi­

schen Fall - teilweise auch Übermacht des Parlaments31 . In parlamentarismustheoreti­

scher Hinsicht drängt sich hier jedoch die Frage auf, inwieweit dieser traditionelle Ansatz 

den wesentlichen Mechanismen des modernen parlamentarischen Systems gerecht wird32. 

Die Bezugnahme auf die Kategorie der Macht bleibt einem konstitutionellen Verständnis 

verhaftet, welches allein das Gegenüber von Parlament und Regierung im Blick hat. Die­

ser Dualismus existiert jedoch nur noch in stark abgeschwächter und veränderter Form, 

seitdem die Regierung dem Parlament politisch verantwortlich ist und auch durch das 

Parlament abberufen werden kann. Der Gegensatz von Parlament und Regierung wird 

nun tendenziell überlagert durch die Kooperation und Verflechtung zwischen Regierung 

und parlamentarischem Regierungslager, während ein zweiter Dualismus an Gewicht ge­

winnt: Regierung plus Regierungslager - bzw. im Normalfall Regierungsmehrheit - auf 

der einen Seite und parlamentarische Opposi t ion auf der anderen. Diese moderne Form 

des Parlamentarismus kann, so die theoretische Prämisse der Untersuchung, primär durch 

einen funktionalen Ansatz erfaßt werden: Zu fragen ist, inwieweit Regierungslager und 

loyale Opposi t ion innerhalb eines deutlich erweiterten parlamentarischen Funktionsfel­

des den ihnen zufallenden Aufgaben nachgekommen sind. Parlamentarische „Stärke" liegt 

demnach in einer weitgehenden und ausgewogenen Funktionserfüllung, die dann auch 

eine entsprechende Stärke der Regierung und des politischen Systems insgesamt zur Folge 

hat. Die Frage nach einer ungleichen Machtverteilung zwischen den beiden Verfassungs­

organen Parlament und Regierung rückt nur dann wieder in den Vordergrund, wenn -

wie vor allem in der Phase des deutschen Präsidialregimes 1930-1933 - ein krisenbeding­

tes Wiedererstarken des alten Dualismus zwischen Parlament und Regierung eintritt. 

Angesichts eines Forschungsstandes, der nicht nur durch das Fehlen parlamentarismus­

geschichtlicher Synthesen33, sondern vor allem für Frankreich auch durch einen Mangel 

an Detailforschung geprägt ist34, und infolge der notwendigen Präzisierung der Fragestel-

30 Kritische Urteile über den Machtverlust des Reichstags gehören seit Karl Dietrich Bracher zum fe­
sten Bestandteil der deutschen Weimar-Historiographie. Vgl. Karl Dietrich Bracher, Die Auflö­
sung der Weimarer Republik. Eine Studie zum Problem des Machtverfalls in der Demokratie, 
Düsseldorf 1984 (zuerst 1955). 

31 Trotz der teilweise verbreiteten Konstatierung eines parlamentarischen Machtverlustes seit Mitte 
der dreißiger Jahre dominiert, besonders aus Perspektive der Fünften Republik, die Kritik an einer 
parlamentarischen Übermacht, die für die Instabilität der Regierungen verantwortlich gemacht 
wird. Vgl. z. B. Georges Burdeau u. a. (Hrsg.), Droit constitutionnel, Paris 241995, S. 355-359 
(Les déformations du regime parlementaire par la pratique politique). 

32 Vgl. Überblick zum Forschungsstand in: Werner J. Patzelt, Vergleichende Parlamentarismusfor­
schung als Schlüssel zum Systemvergleich. Vorschläge zu einer Theorie- und Forschungsdebatte, 
in: Zeitschrift für Parlamentsfragen, Sonderband 1/1995: Demokratie in Europa: Zur Rolle der 
Parlamente, hrsg. von Winfried Steffani und Uwe Thaysen, S. 355-385; grundlegend: Winfried 
Steffani, Parlamentarische und präsidentielle Demokratie. Strukturelle Aspekte westlicher Demo­
kratien, Opladen 1979. 

33 So ist für Deutschland in der Handbuchreihe der Bonner Parlamentarismuskommission noch 
kein Band zum Weimarer Reichstag erschienen. Vergleichsmöglichkeiten zum wichtigsten deut­
schen Länderparlament bietet Horst Möller, Parlamentarismus in Preußen 1919-1932, Düsseldorf 
1985. 

34 Ein bemerkenswerter Ansatz liegt jetzt vor: Nicolas Roussellier, Le parlement de l'éloquence. La 
souveraineté de la délibération au lendemain de la Grande Guerre, Paris 1997. 
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lung zum Zwecke des Vergleichs wurde ein streng problemorientierter Themenzuschnit t 

entwickelt. Unter besonderer Beachtung einer breit verstandenen politischen „Mitte"3 5 

konzentriert sich die Studie auf jene Defizite parlamentarischer Arbeit, die in einem wei­

ten Sinne als Funktionsverzicht von Reichstag und Chambre des Députés bezeichnet wer­

den können. Das besondere Interesse gilt damit den endogenen Krisenfaktoren, die im 

politischen Handeln der systemtragenden Kräfte, in deren sozialen und mentalen Voraus­

setzungen sowie in den institutionellen Strukturen des deutschen und französischen Par­

lamentarismus wurzeln. Wesentliche Quellengruppen sind neben den publizierten Ver­

handlungsprotokollen der beiden Parlamente die bislang noch kaum ausgewerteten, in 

der Regel nur archivalisch zugänglichen Protokolle wichtiger Ausschußsitzungen, soweit 

vorhanden und relevant auch Regierungs-, Partei- und Fraktionsakten sowie biographi­

sche Quellen und Presseorgane. 

Ausgangsthese der Untersuchung ist, daß die unzureichende Erfüllung parlamentari­

scher Funkt ionen in beiden Staaten eine wesentliche, wenngleich unterschiedlich ausge­

prägte Erscheinung gewesen ist. Zugrunde gelegt werden dabei vier Aufgabenfelder, die 

jeweils eine unmittelbare Aktivität des Parlaments erfordern36: Legislative Funkt ion und 

Kontrollfunktion, die zentralen Aufgaben des traditionellen Parlaments, sind in veränder­

ter F o r m auch im modernen Parlamentarismus von großer Bedeutung. Die erste betrifft 

überwiegend das Regierungslager, die zweite überwiegend die Opposi t ion. Weitere Auf­

gabenfelder ergeben sich durch die regierungstragende Funkt ion und die Alternativfunk­

tion, die jeweils erst nach Durchsetzung der parlamentarischen Verantwortlichkeit der 

Regierung relevant geworden sind. Zur regierungstragenden Funkt ion gehören zum einen 

die konstruktiven Aufgaben, maßgeblich an der Regierungsbildung mitzuwirken und die 

eingesetzte Regierung dann verläßlich zu unterstützen. Z u m anderen ist damit aber auch 

das entscheidende verfassungsrechtliche Merkmal des parlamentarischen Regierungssy­

stems bezeichnet, die Abberufbarkeit der Regierung durch das Parlament. Der Begriff 

35 In Abgrenzung zu den systemfeindlichen Bewegungen auf der äußersten Linken und Rechten sind 
damit die in einem weiten Sinn systemloyalen Kräfte bezeichnet. Sie umfassen in Deutschland jene 
Parteien, die 1919 die Weimarer Verfassung unterstützten (SPD, DDP und Zentrum) oder sich 
nach einiger Zeit ganz oder in wichtigen Teilen zu einer zumindest mittelfristigen Akzeptanz der 
parlamentarisch-demokratischen Staatsform bekannten (DVP und BVP). In Frankreich, wo die 
Dritte Republik fest verankert und die monarchistische Opposition nur noch marginal war, han­
delt es sich um ein sehr breites Spektrum von den demokratischen Sozialisten (SFIO) bis ins 
rechtsliberale bzw. konservative Lager (Alliance démocratique und große Teile der Fédération ré-
publicaine). Daß auch innerhalb einer so verstandenen Mitte in der Endphase der Weimarer bzw. 
der Dritten Republik Bestrebungen für einschneidende Veränderungen oder gar für eine Überwin­
dung der parlamentarischen Demokratie erstarkten, ist ein wesentlicher Aspekt des zu untersu­
chenden Krisenprozesses. 

36 Die Definition verschiedener Funktionen eines Parlaments kann sich auf eine lange und stark em­
pirisch geprägte Tradition stützen. Die erste, noch immer sehr aufschlußreiche Auflistung wurde 
von Walter Bagehot, The English Constitution, London 1867, unternommen. Vgl. hierzu Franz 
Nuscheier, Walter Bagehot und die englische Verfassungstheorie. Geschichte eines klassischen Mo­
dells parlamentarischer Regierung, Meisenheim am Glan 1969. Die heutige politikwissenschaftli­
che Terminologie ist keineswegs einheitlich und bezieht sich zudem auf unterschiedliche Abstrak­
tionsebenen. Kategorien wie Legitimations-, Repräsentations-, Integrations- und Öffentlichkeits-
funktion bezeichnen jeweils Aufgaben, deren Erfüllung auch von der Wahrnehmung konkreterer 
Funktionen abhängt. 
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„Alternativfunktion" zielt auf die letztlich integrative Aufgabe der loyalen Opposi t ion, 

eine systemimmanente Alternative zur Regierungspolitik zu bieten und so insbesondere 

auch ein Erstarken systemfeindlicher Oppositionskräfte zu verhindern37 . 

Diese Orientierung an einem funktionalen Modell erlaubt es, klare Analysekriterien für 

einen nationalgeschichtlichen Vergleich zu entwickeln. Gegenüber der Ausrichtung an ei­

nem strukturellen Modell des parlamentarischen Systems besitzt der funktionale Ansatz 

den Vorzug eines stärkeren Bezugs auf die parlamentarische Praxis und verfügt zudem 

über eine größere Flexibilität gegenüber nationalen Besonderheiten der institutionellen 

Konstruktion. Betont sei, daß mit dem Begriff „Funktionsverzicht" keine negative oder 

gar moralisierende Bewertung verbunden ist. Vielmehr geht es ausschließlich darum, Dif­

ferenzen zu markieren zwischen Zustand oder auch Entwicklungen des deutschen und 

französischen Parlamentarismus der Zwischenkriegszeit und einigen fundamentalen 

„Spielregeln" moderner parlamentarischer Systeme. Indem der mit der Abberufbarkeit 

der Regierung lediglich eingeleitete Wandel zum modernen Parlamentarismus als langfri­

stige Entwicklung gesehen wird, die von national unterschiedlich gelagerten Problemen 

der „Funktionsfindung" begleitet war, werden auf diese Weise auch Maßstäbe für die Er­

klärung und Beurteilung des historischen Prozesses gewonnen. 

Der hier erkennbare modernisierungstheoretische Kontext ist für die Studie auch in an­

derer Hinsicht von wesentlicher Bedeutung. So kann die Veränderung konkreter parla­

mentarischer Strukturen als Folge moderner Rationalisierungs- und Differenzierungspro­

zesse begriffen werden. Unabhängig von der Frage nach Kontinuität und Diskontinuität 

des Verfassungssystems betrifft dies zum Beispiel institutionelle Entwicklungen in der 

Organisation parlamentarischer Arbeit durch Fraktionen und Ausschüsse. Freilich sind 

im Bereich der parlamentarischen Strukturen - zu denen nicht allein institutionelle, son­

dern auch soziale und mentale Faktoren zu rechnen sind - auch große Beharrungskräfte 

zu beobachten. Der zögernde Prozeß parlamentarischer Modernisierung, sei es im Bereich 

der zentralen Funktionserfüllung durch Regierungslager und Opposi t ion oder in spezifi-

schen Veränderungen der parlamentarischen Organisation, läßt sich wiederum als Teil ei­

ner umfassenden Dynamik begreifen. Reichstag und Chambre hatten es, vor allem in Fra­

gen der Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik, mit einem neuartigen, durch die fortge­

schrittene Industrialisierung bedingten und durch Krieg und Kriegsfolgen noch verschärf­

ten Problemdruck zu tun. Im Zeitalter der nun zum Durchbruch gelangenden „Klassi­

schen Moderne" waren die parlamentarische Handlungsfähigkeit und die Integrationskraft 

gegenüber widerstreitenden Interessen und Ideologien vor neuartige Aufgaben gestellt38. 

37 Dolf Sternberger hat dies auf die Formel „Integration durch Polarität" gebracht; ders., Opposition 
des Parlaments und Parlamentarische Opposition, in: Ders., Schriften III: Herrschaft und Verein­
barung, Frankfurt a. M. 1980, S. 337-366, hier S. 342 (zuerst 1955). Überblick zur neueren Opposi­
tionsforschung in Walter Euchner, Einleitung: Opposition als Gegenstand politikwissenschaftli­
cher Forschung, in: Ders. (Hrsg.), Politische Opposition in Deutschland und im internationalen 
Vergleich, Göttingen 1993, S. 7-20. Der Begriff „Alternativfunktion" ist erstaunlicherweise nur 
selten zu finden (vgl. z. B. Siegfried Landshut, Formen und Funktionen der parlamentarischen 
Opposition, in: Wirtschafts- und Kultursystem. Festschrift für Alexander Rüstow, hrsg. von Gott­
fried Eisermann, Zürich/Stuttgart 1955, S. 222f.); die Aufgaben der Opposition werden meist un­
ter der Kategorie der „Öffentlichkeitsfunktion" subsumiert. 

38 Zur Deutung der Zwischenkriegszeit als „Krisenjahre der Klassischen Moderne" vgl. Peukert, 
Weimarer Republik; modernisierungstheoretischer Ansatz auch bei Gerald D. Feldman, The Wei­
mar Republic: A Problem of Modernization?, in: Archiv für Sozialgeschichte 26 (1986) S. 1-26. 
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Der Aufbau der Arbeit entspricht der Doppelperspektive einer strukturellen und einer 
auf den parlamentarischen Krisenprozeß hin orientierten Betrachtung. Im ersten Haupt­
kapitel werden im direkten Vergleich Voraussetzungen und Entwicklungen beider Parla­
mente untersucht, die für Art und Weise der Funktionserfüllung mitentscheidend waren. 
Besonders bedeutsam sind in diesem Zusammenhang zum einen die institutionellen 
Strukturen. Die Positionen von Reichstag und Chambre im politischen Gefüge sind dabei 
ebenso zu betrachten wie Fragen des Fraktions- und Ausschußwesens, der Ausbildung 
von Regierungslager und Opposition und nicht zuletzt auch der Praxis von Gesetzgebung 
und parlamentarischer Kontrolle. Zum anderen sind auch die sozialen und mentalen 
Strukturen innerhalb der Abgeordnetenschaft von höchstem Interesse, wobei die beson­
dere Aufmerksamkeit den parlamentarischen Führungsschichten des systemloyalen Spek­
trums gilt. Zu achten ist dabei beispielsweise auf sozioökonomische Interessenbindungen 
sowie auf charakteristische Ausprägungen politischer Mentalitäten, die wiederum mit 
spezifischen Grundvorstellungen über das parlamentarische Regierungssystem verbunden 
waren. 

Die vergleichende Analyse des Krisenprozesses konzentriert sich auf zwei wesentliche 
Zeitabschnitte, in denen es jeweils zu einer Zuspitzung kam und insbesondere Formen 
des legislativen Funktionsverzichts in den Vordergrund traten. Als Folge der unterschied­
lichen ökonomischen und politischen Krisenentwicklung in Deutschland und Frankreich 
liegen die Vergleichsperioden zunehmend asynchron. Die erste der chronologisch vorge­
henden Teiluntersuchungen ist dem - in Deutschland bereits stark ausgeprägten - Schub 
parlamentarischen Funktionsverzichts im Gefolge von Ruhrkonflikt und Inflationskrisen 
gewidmet und umfaßt die phasenverschobenen Untersuchungszeiträume 1922-1924 bzw. 
1924-1926. In beiden Staaten wurde hier, wenn auch in sehr unterschiedlichem Ausmaß, 
das Mittel weitreichender Ermächtigungen der Regierung zum Erlaß von gesetzvertreten­
den Rechtsverordnungen eingesetzt (Ermächtigungen vom Februar, Oktober und De­
zember 1923 in Deutschland, vom März 1924 und August 1926 in Frankreich). Die zweite 
Teiluntersuchung zum Krisenprozeß behandelt die unter dem Eindruck der Weltwirt­
schaftskrise stehende parlamentarische Krise der Jahre 1929-1932 bzw. 1934-1938: In 
Deutschland etablierte sich das auf Artikel 48 der Reichsverfassung gestützte Notverord­
nungsregime; in Frankreich, das erst sehr spät von der großen Wirtschaftskrise erfaßt 
wurde, kam der Einsatz gesetzvertretender Verordnungen („décrets-lois") auf der Basis 
parlamentarischer Ermächtigungen voll zum Durchbruch. Um die nationalen Besonder­
heiten angemessen berücksichtigen zu können, erfolgt die Darstellung in diesen Teilen 
der Arbeit zunächst in Form national geschlossener Unterkapitel, denen sich dann expli­
zit vergleichende Resümees anschließen. 

Die bisherigen Untersuchungen bestätigen, daß die Methode des Vergleichs in besonde­
rer Weise dazu geeignet ist, die Parlamentarismusgeschichte der Zwischenkriegszeit aus 
nationalen Fixierungen zu befreien und neue Fragen anzuregen. Für die Weimarer Repu­
blik geraten dadurch langgediente Interpretations- und Bewertungsmuster auf den Prüf­
stand, insbesondere was die schon fast kanonische Kritik an der mangelnden Kompro­
mißfähigkeit der Parteien und an den damit zusammenhängenden Schwierigkeiten bei 
der Regierungsbildung betrifft. Im Vergleich zum französischen Parlamentarismus fällt 
auf, daß die markantesten Differenzen weniger in diesem Bereich liegen als in der auf 
deutscher Seite sehr schwach ausgeprägten Ausfüllung der parlamentarischen Alternativ­
funktion durch eine systemloyale Opposition. Umgekehrt ist festzustellen, daß für 
Frankreich wesentliche, im andauernden Mangel an organisatorischer Verfestigung von 
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Fraktionen und Parteien begründete Probleme der konstruktiven regierungstragenden 

Funkt ion bislang wenig beachtet wurden. In beiden Staaten war die Problemlage trotz 

ähnlicher Herausforderungen und mancher ähnlicher Symptome, vor allem hinsichtlich 

des legislativen Funktionsverzichts, zweifellos sehr unterschiedlich. Erhebliche Differen­

zen gab es zudem in den Dimensionen des Krisenprozesses. Die Weimarer Entwicklung 

führte wohl auch deshalb in die eigenständige, aus der nationalen Problemlage resultie­

rende Kapitulation des Parlamentarismus, während die Selbstaufgabe der Dri t ten Repu­

blik auch die Niederlage gegen Hitlerdeutschland zur Voraussetzung hatte. 

V. 

Eine weitere Studie des Projekts, die von Daniela Ner i erabeitet wird, untersucht die 

Bündnisfähigkeit der sozialdemokratischen und bürgerlichen Parteien in der Zwischen­

kriegszeit. Der empirische Schwerpunkt der Arbeit liegt infolge einer stark ungleichge­

wichtigen Forschungslandschaft auf der französischen Seite, wobei die Weimarer Repu­

blik in Form eines perspektivischen Vergleiches einbezogen wird. 

Die Studie geht von der Erkenntnis aus, daß ein entscheidendes Kriterium für die Stabi­

lität der Demokrat ien in der Möglichkeit einer konstruktiven Zusammenarbeit zwischen 

sozialdemokratischen bzw. reformistisch-sozialistischen Parteien einerseits und bürger­

lich-liberalen politischen Kräften andererseits bestand. Im besonderen gilt dies für parla­

mentarische Demokrat ien, die ein „polarisiertes Vielparteiensystem"39 aufwiesen: Charak­

teristisch für diese Demokrat ien ist die Existenz von mindestens fünf Parteien: einer Mitte, 

meist bestehend aus mehreren demokratischen Parteien und unter Einschluß der sozialde­

mokratischen bzw. reformistischen Parteien, sowie zentrifugaler Kräfte, repräsentiert 

durch systemfeindliche und sogar totalitäre Parteien. Im Grundsatz können sowohl die 

Weimarer Republik wie auch die Dri t te Republik diesem Typus zugeordnet werden, wenn­

gleich sich beide in der Intensität der Fundamentalopposit ion und damit der Regierungsfä­

higkeit der Mitte unterschieden40 . Im Vergleich zum Zweiparteiensystem in Großbri tanni­

en oder zum „moderaten Mehrparteiensystem"4 1 wiesen polarisierte Vielparteiensysteme 

in der Zwischenkriegszeit eine signifikant höhere Instabilität auf. Sie spiegelten zwar die 

gesellschaftlichen Gruppen differenziert wider, schränkten aber die Parteien auf ein enges 

Kräftefeld ein. Die Parteien der Mitte unterlagen daher einem strukturellen Dilemma: 

Zwar neigten sie um ihrer eigenen Identität und Basis willen zur Distanz gegenüber den 

Konkurrenten, blieben zugleich aber auf Koalitionspolitik angewiesen. Hieraus resultierte 

ein ständiger Widerstreit zwischen dem Bemühen u m die „Reinerhaltung" des eigenen 

Programms und den Kompromißerfordernissen des parlamentarischen Vielparteiensy-

stems. Unte r anderem äußerte sich dieses Dilemma in einer „ständige(n) Spannung zwi­

schen dem Parteiapparat, der den Blick auf den Wähler gerichtet hielt ( . . . ) , und der Frak­

tion, die den Problemen und Aufgaben der letztinstanzlichen staatlichen Willensbildung 

verpflichtet war"4 2 . Innerhalb dieses Spektrums spielte die Möglichkeit der sozialdemokra-

39 Giovanni Sartori, Parties and Party Systems: A Framework for Analysis, Bd. 1, Cambridge 1976; 
ders., Demokratietheorien, Darmstadt 1992; Linz, Crisis. 

40 Vgl. Klaus von Beyme, Parteien in westlichen Demokratien, München 1982. 
41 Sartori, Parties and Party Systems, S. 87. 
42 Bracher, Auflösung, S. 72. 
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tisch-bürgerlichen Kooperation eine entscheidende Rolle. Denn letztlich ermöglichte nur 

sie den systemkonformen und für die demokratische Stabilität notwendigen Wechsel zwi­

schen Mehrheiten der „rechten" und solchen der „linken" Mitte. Aus dieser politischen 

Konstellation ergab sich die zentrale Fragestellung der Studie: Möglichkeiten und Grenzen 

der Linksbündnisse in der späten Dri t ten Republik und ihre Funkt ion für die parlamenta­

rische Demokrat ie in Frankreich. 

Die Untersuchung gliedert sich in zwei Teile: Der erste Hauptteil beschäftigt sich mit 

strukturellen Fragen der Bündnispolitik der ausgewählten Parteien. Im Mittelpunkt des 

Erkenntnisinteresses stehen also der Parti radical, die SFIO und in einem geringeren 

Maße auch der Parti republicain socialiste. Das besondere Interesse gilt dabei den partei­

politischen, parlamentarischen und soziokulturellen Bedingungen, Handlungs- und Ent­

faltungsspielräumen der Linksbündnisse. Deren Formierung und realpolitisches Scheitern 

werden im zweiten prozeßorientierten Teil der Studie untersucht, 

Ein erster strukturanalytisch verfahrender Teil behandelt „Faktoren der Bündnispoli­

tik", die durch Parteiensystem und politische Kultur bedingt sind. Zunächst sollen in ei­

nem perspektivischen Vergleich Gemeinsamkeiten und Unterschiede des französischen 

und deutschen Parteiensystems untersucht werden, die zum erheblichen Teil auf langfri­

stig wirksame Strukturen und Traditionen, Prägungen und Mentalitäten zurückzuführen 

sind. In einem ersten Unterkapitel , das überwiegend einleitende und hinführende Funkti­

on besitzt, wird hier ein ins 19. Jahrhundert zurückgreifender Überblick über die in 

Frankreich und Deutschland unterschiedliche Entwicklung in bezug auf Parteienbegriff 

und -system gegeben. 

Hieran anknüpfend werden Eigenheiten der jeweiligen nationalen politischen Kulturen 

diskutiert, die Parteiensystem und Parteipolitik entscheidend beeinflußten43. Die relative 

(links-)republikanische Homogenität , die dem Linksbündnis in Frankreich zumindest 

auf der Ebene der Rhetorik und Wahlkämpfe eine gewisse Kohäsion verlieh, läßt sich 

auf den Begriff der „republikanischen Synthese" bringen44. Diese bildete besonders zu 

Wahlkampfzeiten ein gemeinsames Dach für die beiden großen Lager, die sich im Laufe 

der historischen Entwicklung in Frankreich formiert hatten. In dieser republikanischen 

Kultur fand sogar die kommunistische Partei im Wahlkampf der Volksfront 1936 ihren 

Platz. Demgegenüber zerfiel die politische Kultur der Weimarer Republik in mindestens 

fünf verschiedene Teilkulturen; diese „fragmentierte" politische Kultur, der ein historisch 

gewachsener und bereits erprobter republikanischer Grundkonsens fehlte, hat einen lager­

und sozialgruppenübergreifenden Brückenschlag überaus erschwert45. 

43 Allgemein hierzu Gabriel Almond/Sidney Verba, The Civic Culture: Political Attitudes and De-
mocracy in Five Nations, Princeton 1963; Karl Rohe, Politische Kultur und ihre Analyse. Proble­
me und Perspektiven der politischen Kulturforschung, in: HZ 250 (1990), S. 321-346; Dirk Berg-
Schlosser/Jakob Schissler (Hrsg.), Politische Kultur in Deutschland. Bilanz und Perspektiven der 
Forschung, Opladen 1987. 

44 Stanley Hoffmann u. a., In Search of France. The Economy, Society, and Political System in the 
Twentieth Century, Cambridge/Mass. 1963; zur republikanischen Kultur vgl. Serge Berstein, La 
culture republicaine dans la première moitié du XXlème siècle, in: Haim Shamir (Hrsg.), France 
and Germany in an Age of Crisis 1900-1960. Studies in Memory of Charles Bloch, Leiden 1990, 
S. 237-247; Serge Berstein, L'historien et la culture politique, in: Vingtieme Siècle 35 (1992), 
S. 67-77. 

45 Vgl. Detlef Lehnert/Klaus Megerle (Hrsg.), Politische Teilkulturen zwischen Integration und Po­
larisierung, Opladen 1990. 
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Im dritten und vierten Kapitel des ersten Teils schließlich werden Probleme der Partei­

organisation, der innerparteilichen Willensbildung sowie der Stellung des Parlamentsab­

geordneten gegenüber Partei und Fraktion bzw. Groupe parlementaire untersucht. Als 

fruchtbar erwies sich dabei die Orientierung an der bereits zeitgenössischen Parteientypo­

logie Sigmund Neumanns , die eine enge Korrelation zwischen Parteientyp und Koaliti­

onsfähigkeit konstatierte. Als weiteres erkenntnisförderndes Analysekonzept dient das 

von dem Politologen Ludgar Helms - basierend auf dem von Winfried Steffani46 entwik-

kelten Vier-Sektoren-Konzept - vorgeschlagene Verfahren zur funktional vergleichenden 

Parteiensystemanalyse47 . Dabei geht Helms von fünf Funkt ionen aus: der Repräsentati-

ons-, Legitimations-, Elitenrekrutierungs-, Integrations- und Innovationsfunktion. Von 

besonderer Bedeutung für die Untersuchung sind die beiden letztgenannten Aufgaben, . 

wobei die koalitionspolitische Kooperation eine wichtige Voraussetzung für das Innovati­

onspotential des Parteiensystems darstellt. 

Auf dieser Basis werden im zweiten Teil die prozeßhafte Dynamik, aber auch die struk­

turell bedingten Blockaden der Linksbündnisse in Frankreich herausgearbeitet. Als wich­

tiges analytisches Instrument dient die Untersuchung der Wahlkämpfe und -bündnisse, 

die ein Licht auf Kräftekonstellationen und auf das Verhältnis der Parteien zueinander 

wirft. Das Hauptaugenmerk richtet sich dabei auf die Offenheit gegenüber anderen 

Gruppierungen, das Freund-Feind-Denken und die Rolle von weltanschaulichen oder in­

teressenpolitischen Motiven. 

Im Anschluß an diese Analyse der koalitionspolitischen Formierungsphase werden die 

Probleme der praktischen Regierungspolitik untersucht. So wurden in Frankreich die je­

weiligen Linksbündnisse zwar stets mit großem, in den Wahlkämpfen zelebrierten repu­

blikanischen Pathos begonnen, doch die anfängliche Dynamik - 1924 etwa im Zeichen 

von Laizismus und Antiklerikalismus, 1936 im Zeichen des „Antifaschismus" - stieß 

sich regelmäßig an den harten Realitäten der Wirtschafts-, Sozial- und Finanzpolitik. 

Wie in drei Fallbeispielen deutlich wird, machten denn auch vor allem diese Themen 

1925/26,1933 und 1937/38 die Gegensätze zwischen Sozialisten und (klein-)bürgerlichem 

Parti radical unüberbrückbar. Schon während der Legislaturperiode trugen sie den Keim 

der Auflösung in das Bündnis hinein. Die Folgen waren stets die politische Lähmung 

des Linksbündnisses, die DeStabilisierung des politischen Systems, die Verstärkung der 

zentrifugalen, extremistischen Kräfte auf der Rechten wie auf der Linken, schließlich der 

Ruf nach und die Inthronisation einer starken, nationalen Führungspersönlichkeit (1926: 

Poincaré, 1934: Doumergue, 1938: Daladier). 

Aus der Perspektive ihres jeweiligen Endes kann man die Linksbündnisse der späten 

Dri t ten Republik daher per Saldo als gescheitert betrachten. Allerdings käme damit nur 

die eine Seite der Medaille ins Blickfeld. Denn von zumindest ebenso großer Bedeutung 

ist es, daß sich die Konzeption eines Linksbündnisses während der gesamten Zwischen­

kriegszeit ideologisch „aufzuladen" vermochte und die Hoffnungen vieler auf eine repu­

blikanische Alternative im Zeichen des Fortschritts, des inneren und äußeren Friedens 

und der sozialen Gerechtigkeit auf sich zog. So verschaffte das seit 1923 wieder entstehen-

46 Vgl. Winfried Steffani, Parteien als soziale Organisationen. Zur politologischen Parteienanalyse, 
in: Zeitschrift für Parlamentsfragen 19 (1988), S. 549-560. 

47 Ludgar Helms, Parteiensysteme als Systemstruktur. Zur methodisch-analytischen Konzeption der 
funktional vergleichenden Parteiensystemanalyse, in: Ebenda 26 (1995), S. 642-657. 
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de Modell48 eines republikanischen Mitte-links-Bündnisses der Dri t ten Republik ein er­

hebliches Maß an politischer Legitimität. Vom „Cartel des Gauches" 1924-1926 über die 

„Union des Gauches" der Jahre 1932 bis 1934 bis zur Volksfront 1936-1938 bestand in 

Frankreich stets die Möglichkeit einer systemkonformen parlamentarischen Alternative. 

Unabhängig von ihrer tatsächlichen politisch-sozialen Durchschlagskraft trugen die 

Linksbündnisse somit erheblich zur relativen Stabilität und Krisenresistenz der Dri t ten 

Republik bei. Der größtenteils positiv besetzte Mythos der Volksfront, der in krassem 

Gegensatz zur eher bescheidenen politischen Bilanz der Volksfrontregierungen steht49, 

legt hiervon eindrücklich Zeugnis ab. 

Im abschließenden Teil der Studie sollen die am französischen Untersuchungsgegen­

stand gewonnenen Befunde in einen analytischen Bezug zu den koalitionspolitischen Pro­

zessen der Weimarer Republik gesetzt werden. Unte r systemtheoretischem Aspekt bilden 

Weimarer Koalition bzw. Große Koalition funktionale Äquivalente zu den französischen 

Linksbündnissen. Im Vergleich zu Frankreich war in der Weimarer Republik, vielleicht 

mit Ausnahme der Januarwahlen 1919, von republikanischem Aufbruch oder gar Pathos 

wenig bis nichts zu spüren. Koalitionsverhandlungen begannen nach den Wahlen, häufig 

mitten in der Legislaturperiode, und waren stets durch die Betonung der grundsätzlichen 

allgemein- und parteipolitischen Gegensätze belastet. Vor allem D V P und SPD trennte in 

sozialpolitischer Hinsicht ein Abgrund. Mithin vermittelte die Idee der Großen Koalition 

keineswegs - wie in Frankreich das Modell des Linksbündnisses - den Eindruck des Auf­

bruchs, sondern der Not lösung angesichts instabiler parlamentarischer Mehrheitsverhält­

nisse. Dementsprechend scheiterte sie häufig schon im Vorfeld wie 1921/2250 oder wie 

Mitte der zwanziger Jahre51; kam sie zustande, so erschöpfte sich die Große Koalition 

entweder sehr schnell, wie 192352, oder allmählich, wie 1928-193053, an ihren inneren Wi-

48 Bereits vor dem Ersten Weltkrieg war die Dritte Republik durch die Mitte-links-Bündnisse ent­
scheidend geprägt worden. 

49 Vgl. Julian Jackson, The Politics of Depression in France 1932-1936, Cambridge 1985; Serge Wo-
likow, Le Front Populaire en France, Brüssel 1996. 

50 Vgl. Lothar Albertin, Die Verantwortung der liberalen Parteien für das Scheitern der großen Ko­
alition im Herbst 1921, in: HZ 205 (1967), S. 566-627; Ernst Laubach, Die Politik der Kabinette 
Wirth 1921/22, Lübeck/Hamburg 1968; Alfred Kastning, Die deutsche Sozialdemokratie zwischen 
Koalition und Opposition 1919-1923, Paderborn 1970; Heinrich A. Winkler, Von der Revolution 
zur Stabilisierung. Arbeiter und Arbeiterbewegung in der Weimarer Republik 1918 bis 1924, Ber­
lin/Bonn 21985; Hermann J. Rupieper, The Cuno Government and Reparations 1922-1923. Poli­
tics and Economics, The Hague u. a. 1979. Zum weiteren Kontext auch Gerald D. Feldman, The 
Great Disorder. Politics, Economics, and Society in the German Inflation 1914-1924, Oxford 
1993. 

51 Vgl. Michael Stürmer, Koalition und Opposition in der Weimarer Republik 1924-1928, Düsseldorf 
1967; Heinrich A. Winkler, Der Schein der Normalität. Arbeiter und Arbeiterbewegung in der 
Weimarer Republik 1924 bis 1930, Berlin/Bonn 1985. 

52 Vgl. Günter Arns, Die Krise des Weimarer Parlamentarismus im Frühherbst 1923, in: Der Staat 8 
(1969), S. 181-216; ders., Regierungsbildung und Koalitionspolitik in der Weimarer Republik 
1919-1924, Clausthal-Zellerfeld 1971; ders., Die Linke in der SPD-Reichstagsfraktion im 
Herbst 1923, in: VfZ 22 (1974), S. 191-205. 

53 Vgl. Helga Timm, Die deutsche Sozialpolitik und der Bruch der großen Koalition im März 1930, 
Düsseldorf 1952; Ilse Maurer, Reichsfinanzen und große Koalition. Zur Geschichte des Reichska­
binetts Müller (1928-1930), Bern/Frankfurt a. M. 1973; Michael Grübler, Die Spitzenverbände 
der Wirtschaft und das erste Kabinett Brüning. Vom Ende der Großen Koalition 1929/30 bis 
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dersprüchen. Was also ihre realpolitische Substanz betrifft, so litt die Große Koalition in 
der Weimarer Republik unter durchaus ähnlichen Problemen wie das Linksbündnis in 
Frankreich. Doch die politische Phantasie der Wähler konnte sie nicht beflügeln, ebenso­
wenig wie sie innerhalb des Weimarer Parteiensystems ein festes Gravitationszentrum im 
Sinne des systemkonformen Pendelausschlages hin zur linken Mitte zu begründen ver­
mochte. 

VI. 

Ergebnisse bzw. Zwischenergebnisse der vier Projektstudien wurden im Rahmen eines 
vom Institut für Zeitgeschichte veranstalteten und von der DFG geförderten deutsch­
französischen Kolloquiums („Demokratie in der Zwischenkriegszeit. Deutschland und 
Frankreich im Vergleich") vom 24. bis 26. März 1998 in München deutschen und auslän­
dischen Experten präsentiert, in einen weiteren Kontext gerückt und besonders im Dialog 
mit französischen Fachhistorikern vertiefend erörtert. Nach einem Eröffnungsvortrag 
von Alfred Grosser (Paris) zu Grundfragen der „Politischen Kultur in Deutschland und 
Frankreich" diskutierten im Veranstaltungsforum des Goethe-Instituts ca. 30 Historiker 
in vier Sektionen über Probleme der deutschen und französischen Demokratie in der 
Zwischenkriegszeit. 

Unter der Leitung von Rainer Hudemann (Saarbrücken) beschäftigte sich die erste Sek­
tion mit dem Themenbereich „Parlament und Regierung". Nicolas Roussellier (Paris) er­
läuterte das Verhältnis von „Parlament und Regierung im Frankreich der Zwischenkriegs­
zeit". Ausgehend vom Modell des deliberativen französischen Parlamentarismus, behan­
delte er zunächst den in den zwanziger Jahren unternommenen, insgesamt wenig erfolg­
reichen Versuch, eine Modernisierung im Sinne einer Rationalisierung der parlamentari­
schen Arbeit zu erreichen, und schilderte dann den einseitigen Ausbau des Regierungsap­
parates seit Mitte der dreißiger Jahre. Wilhelm Mößle (Bayreuth) skizzierte aus staats­
rechtlicher Perspektive die „Verordnungsermächtigung in der Weimarer Republik" in 
den frühen zwanziger Jahren bis hin zu den beiden weitreichenden Ermächtigungsgeset­
zen vom Herbst und Winter 1923, die teilweise als Vorbild für die Ermächtigung Hitlers 
im März 1933 dienten. Im dritten Vortrag verglich Thomas Raithel (München) „Formen 
des parlamentarischen Funktionsverzichts in Deutschland und Frankreich" und konsta­
tierte für beide Staaten in unterschiedlicher Ausprägung erhebliche Defizite in den tradi­
tionellen Aufgaben der Gesetzgebung und Kontrolle, aber auch in den für den modernen 
Parlamentarismus kennzeichnenden Bereichen der regierungstragenden und der Alterna-
tivfunktion. 

In der zweiten Sektion, die von Hans Günter Hockerts (München) geleitet wurde, nah­
men die Referenten das deutsche und französische Parteiensystem der Zwischenkriegszeit 
unter der leitenden Fragestellung seines systemstabilisierenden Potentials in der - weit 
verstandenen - politischen „Mitte" in den Blick. Ludwig Richter (Köln) arbeitete unter 
dem Thema „SPD, DVP und die Problematik der Großen Koalition" die mangelnde Be­
reitschaft beider Parteien zum „konstruktiven Kompromiß" insbesondere auf gesell-
schafts- und wirtschaftspolitischem Terrain heraus. Daniela Neri (München) legte in ih-

zum Vorabend der Bankenkrise 1931. Eine Quellenstudie, Düsseldorf 1982; zusammenfassend: 
Winkler, Der Schein der Normalität. 
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rem Vortrag zur „Bündnisfähigkeit von SFIO und Parti radical" für die französische Seite 
jene Mechanismen offen, die ab 1924 und 1932 jeweils Zustandekommen und Zerfall der 
Allianzen zwischen beiden Parteien prägten. Rosemonde Sanson (Paris) ging dem „Ver­
hältnis zwischen Alliance démocratique und Parti radical" nach, den beiden wichtigsten 
parteipolitischen Sammelbecken der bürgerlichen Mitte Frankreichs. Bei allen Differen­
zen hätten sich die „sozio-ideologischen Konvergenzen" zwischen den wichtigsten libera­
len Gruppen als stark genug erwiesen, um diese Kräfte in einer Art Mittlerfunktion zwi­
schen antagonistischen Blöcken zu halten und zu stabilisierenden politischen Instanzen 
zu machen. Kontrastierend dazu betrachtete Stefan Grüner (München) in einem verglei­
chend angelegten Beitrag unter dem Titel „Krise der Demokratie: Perzeption und Bewäl-
tungsstrategien im deutschen und französischen Liberalismus" die Krisenwahrnehmung 
liberaler Gruppierungen in Deutschland und Frankreich unter ideologiegeschichtlicher 
Perspektive und machte anhand ihres Demokratie- und Parlamentarismusverständnisses 
auf historisch begründete Prägungen aufmerksam, die in beiden Fällen die Akzeptanz 
der sich ausbildenden modernen Parteiendemokratie erheblich erschwerten. 

Die von Heinz Hürten (Eichstätt) moderierte Sektion „Religion und Politik" wurde 
durch einen Vortrag von Manfred Kittel (München) eingeleitet, der „Deutschen Bikonfes-
sionalismus und die ,deux France' als Faktoren demokratischer Stabilität bzw. Instabilität" 
verglich. Ausgangspunkt war die These, daß Frankreich im Gefolge von 1789 ebenfalls ein 
gleichsam „bikonfessionelles" Land geworden war, da sich neben dem und gegen den über­
wiegend royalistisch-antirevolutionären Katholizismus ein zweites, „zivil-religiöses" Be­
kenntnis in Form des republikanischen Laizismus ausgebreitet hatte. Deren schwächer 
werdender Gegensatz habe nach 1918 weniger destabilisierend auf die Republik gewirkt 
als der konfessionelle Antagonismus in Deutschland. Der Beitrag von Régis Ladous 
(Lyon) untersuchte „Christen, Demokraten und Pazifisten: Die ,Compagnons de St.Fran-
cois', eine Bewegung der Action catholique vor der Herausforderung des Nationalismus 
und Nazismus". Beim anschließenden Referat über „Nationalsozialismus und Kommunis­
mus auf dem katholischen Land" hatte Cornelia Rauh-Kühne (Tübingen) von einer „deso­
laten Forschungslage" auszugehen. Am Beispiel katholischer Landgemeinden Badens mit 
Textil- und Tabakindustrie, wo die KPD Ende 1924 über 25 Prozent der Stimmen erzielte, 
sowie kleinster Bauerndörfer mit wenigen hundert Einwohnern, die eines milieusichernden 
Vereinsnetzes entbehrten und es einzelnen engagierten Nationalsozialisten erlaubten, 
gleichsam vom Stammtisch aus, ihre Partei erfolgreich zu propagieren, konnte die Referen­
tin verdeutlichen, auf welch unterschiedlichen Wegen sich NSDAP und KPD ausbreiteten. 

Die abschließende vierte Sektion des Kolloquiums, moderiert von Josef Becker (Augs­
burg), behandelte den Problemkreis von „Demokratie und politischem Extremismus". 
Zur politischen Geschichte der französischen „Ligen" in den dreißiger Jahren referierte 
hier Richard Millman (Paris) und unterstrich insbesondere den republikanischen Loyalis­
mus der meisten Ligen. In einem weit ausgreifenden Beitrag befaßte sich Andreas Wir-
sching (Augsburg) mit der Rolle der „Politischen Gewalt in der Krise der Demokratie 
im Deutschland und Frankreich der Zwischenkriegszeit" und begründete seine These, 
daß in der politisch motivierten Gewaltanwendung ein epochenspezifisches europäisches 
Phänomen der Zwischenkriegszeit zu sehen ist; allerdings hätten die gravierenden 
deutsch-französischen Unterschiede in sozialökonomischer und kultureller Hinsicht 
auch die Ausformungen politischer Gewalt in beiden Ländern beeinflußt. 

Zum Abschluß gab Horst Möller einen resümierenden Überblick über wesentliche Fra­
gen und Ergebnisse des Kolloquiums und skizzierte weitere, im Laufe dieser Tagung aus-
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gesparte Themenfelder einer vergleichenden Betrachtung der parlamentarischen Demo­
kratie in der Zwischenkriegszeit. Die schriftlichen Fassungen der Beiträge werden voraus­
sichtlich 1999 in einer Publikation des Instituts für Zeitgeschichte München veröffent­
licht. 

VII. 

Noch ist es zu früh, die Ergebnisse der vier Einzelprojekte zu einer Quintessenz zusam­
menzufassen. Gleichwohl sollen abschließend einige wenige Beobachtungen festgehalten 
werden, in denen sich eine Tendenz abzuzeichnen scheint, die freilich noch der weiteren 
Erhärtung bedarf: Alle hier skizzierten Studien offenbaren eine auf den ersten Blick fast 
verblüffende Bandbreite an Gemeinsamkeiten zwischen Deutschland und Frankreich54. 
Dies betrifft soziale und ökonomische Realitäten, sei es in den Metropolen, sei es in der 
ländlichen Provinz, aber auch Probleme der parlamentarischen Praxis und des Verhältnis­
ses von Exekutive und Legislative. Entgegen steht dem jedoch eine Vielzahl gravierender 
kultureller Unterschiede zwischen beiden Ländern, welche die untersuchten Politikfelder 
offenkundig stärker beeinflußten und nationalspezifisch divergieren ließen, als dies gesell­
schaftliche oder ökonomische Faktoren vermochten. So besaß die Tatsache, daß die fran­
zösische Republik über einen mit Erfolg und Größe konnotierten revolutionären Traditi­
onsschatz verfügte, auch für die Entwicklung des politischen Extremismus entscheidende 
Bedeutung: Zur heroisierten und mythologisierten revolutionären Tradition von Paris 
etwa behielt der PCF stets ein gewisses Nahverhältnis. Dies erleichterte ihm in den drei­
ßiger Jahren den Übergang zur zumindest nach außen hin republikanischen Volksfront­
taktik sowie die ideologische Integration des ursprünglich als „bürgerlich" abgelehnten 
14. Juli 1789 in die eigene politische Identität. Demgegenüber stand die KPD in einer 
grundsätzlichen Distanz zur deutschen Geschichte. Uneingeschränkt „positive", eine er­
folgreiche revolutionäre Tradition vermittelnde Elemente konnten die deutschen Kom­
munisten in der deutschen Geschichte nicht finden. Die Flucht aus der eigenen Geschich­
te wurde daher in weitaus höherem Maße durch die Konstruktion „erfundener" Traditio­
nen55 kompensiert, als dies in Frankreich der Fall war. Die bei der KPD konstatierte star­
ke Ideologisierung und ihre besondere Neigung zu einem abstrakten Voluntarismus besit­
zen in diesen Traditionsdifferenzen eine wichtige Wurzel56. 

Ähnliches gilt für das Verhältnis der extremen Rechten zu den nationalen Traditionen. 
Zwar stellte der französische „Faschismus" das bestehende Regime in mehr als einer Hin­
sicht in Frage; doch seine Protagonisten unterlagen in der Öffentlichkeit der republikani­
schen Diskursdisziplin. Öffentlich gegen die „republikanische" Ordnung Stellung zu be­
ziehen, konnte sich ein französischer Politiker bei Strafe der politischen Marginalisierung 
nicht leisten. Auch wenn längst nicht immer klar war, wie der in den dreißiger Jahren zu­
nehmend entleerte Formelbegriff „Republik" konkret zu füllen war, so suggerierte seine 

54 Die von Kaelble und anderen konstatierte „Entfremdung" der deutschen und französischen Ge­
sellschaften nach 1918 (vgl. Anm. 12) gilt es daher möglicherweise zu relativieren. 

55 Eric Hobsbawm, Einleitung, in: Ders./Terence Ranger (Hrsg.), The Invention of Tradition, Cam­
bridge 1983, S. 1-14. 

56 Siehe dazu Wirsching, Vom Weltkrieg zum Bürgerkrieg, S. 349 ff. 
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Evozierung doch zumindest auf der politisch-rhetorischen Ebene eine traditionsbedingte 
Stabilität, für die es in Deutschland kein Äquivalent gab. 

Auch in der ländlichen Provinz prägten vor allem kulturelle Faktoren die deutsch-fran­
zösischen Unterschiede. In sozialökonomischer Hinsicht verbanden das westliche Mittel­
franken und die Corrèze viele Gemeinsamkeiten wie die Dominanz des Familienbetrie­
bes, die Landflucht oder die Probleme der Agrarkonjunktur. Große Divergenzen bestan­
den dagegen in der langfristigen Wirkung „religiöser Signaturen": Die Virulenz des deut­
schert Bikonfessionalismus im säkularisierten Zeitalter war ein wichtiger Faktor für die 
politische Affinität breiter Schichten des protestantischen Landes zu Konservatismus 
und Illiberalismus, schließlich auch Nationalsozialismus, während der revolutionär-repu­
blikanisch begründete Laizismus die ländlichen Wähler traditionellerweise zur republika­
nischen Linken und 1936 zur Volksfront tendieren ließ. 

In der Parteipolitik schließlich, um ein letztes Beispiel anzuführen, bestanden in Frank­
reich zwischen SFIO und Parti radical zahlreiche finanz- und sozialpolitische Interessen­
gegensätze, die den entsprechenden Konflikten in Deutschland an Intensität nur wenig 
nachstanden. Gerade in Krisenzeiten erwiesen sie sich als kaum überbrückbar, wie das 
wiederholte politische Scheitern der französischen Linksbündnisse - vom Cartel des Gau­
ches 1924-1926 bis zur Volksfront von 1936-1938 - eindrucksvoll unterstreicht. Dies hin­
derte Sozialisten und Linksrepublikaner in Wahlkampfzeiten aber nicht daran, republika­
nisch besetzte, kulturelle „Scheinthemen" wie die eher künstliche Wiederbelebung des 
Gegensatzes zwischen Laizismus und Klerikalismus erfolgreich in den Vordergrund zu 
spielen und damit die republikanische Phantasie der Wähler anzusprechen. Ganz anders 
als in Deutschland etwa die Große Koalition zog die Idee des Linksbündnisses in Frank­
reich die Hoffnungen vieler auf eine republikanische Alternative im Zeichen des Fort­
schritts und der sozialen Gerechtigkeit auf sich. Als imaginationsförderndes Modell und 
unabhängig von ihrer tatsächlichen politisch-sozialen Durchschlagskraft trugen daher 
die Linksbündnisse erheblich zur relativen Stabilität und Krisenresistenz der Dritten Re­
publik bei. 

Kann man also auf der Basis des hier vorgestellten Forschungsprojektes von einer neu­
en „Sonderwegsthese" sprechen? Jedenfalls in eingeschränkter Weise, wenn man sich 
nämlich zugleich stets die europäische Dimension der umfassenden Krise zwischen den 
Weltkriegen vergegenwärtigt: Zumindest partielle Entparlamentarisierung und Dysfunk-
tionalität der politischen Systeme, antidemokratisches Denken und totalitäre Versuchung 
bestanden damals in Europa im allgemeinen; sie kennzeichneten die französische wie die 
deutsche Wirklichkeit gleichermaßen. Innerhalb dieses Kontextes waren allerdings die 
spezifisch deutschen Defizite an positiv besetzbaren politischen Traditionen, an republi-
kanisch-deriiokratischer Kultur und an parlamentarischer Praxis maßgeblich dafür verant­
wortlich, daß es gerade die Weimarer Republik war, die in ihrer Widerstandsfähigkeit be­
grenzt blieb und von innen heraus unter dem gemeineuropäischen Krisendruck zusam­
menbrach. 



JÜRGEN ZARUSKY 

W I D E R S T A N D ALS „ H O C H V E R R A T " 1933-1945 

Ein abgeschlossenes Editionsprojekt des Instituts 

für Zeitgeschichte 

Mit dem Erscheinen des Erschließungsbandes im März 1998 liegt nunmehr die Mikro-
fiche-Edition „Widerstand als ,Hochverrat' 1933-1945"1 vollständig vor. Dieser Band 
enthält ein umfangreiches Registerwerk, das für die Arbeit mit den Anklageschriften 
und Urteilen aus rund 1900 Prozessen vor den zentralen Gerichten des Dritten Reichs -
sie umfassen rund 70000 Seiten auf 750 Mikrofiches - vielfältige Zugriffsmöglichkeiten 
schafft. Neben dem Namenregister, in dem außer den eigens ausgewiesenen Angeklagten 
auch die übrigen Tatbeteiligten und Zeugen erfaßt werden, enthält der Erschließungsband 
ein Decknamenregister mit Konkordanz, ein Gruppen- und ein Ortsregister sowie eine 
Zusammenstellung der Fundorte für Widerstandsschrifttum, das in den Akten ausführli­
cher oder vollständig zitiert wird. Die Bedeutung des von Gesetzgebung und Rechtspre­
chung in der Frühphase der NS-Herrschaft umgeformten Hochverratstatbestandes für 
die justitielle Widerstandsbekämpfung und der Stellenwert der hieraus hervorgegangenen 
Verfahrensakten für die Widerstandsforschung werden in der von Jürgen Zarusky verfaß­
ten Einleitung ebenso beleuchtet wie die Abgrenzung zu benachbarten Tatbeständen, der 
institutionelle Rahmen und quellenkritische Aspekte. 

Am 6. Juli 1998 wurde das abgeschlossene Gesamtprojekt in einer Veranstaltung im In­
stitut für Zeitgeschichte in München der Öffentlichkeit präsentiert. Der Direktor des In­
stituts, Horst Möller, ordnete das Projekt in die Forschungstradition des Hauses ein. 
Richtete sich die Aufmerksamkeit zunächst auf den Widerstand des 20. Juli - Namen 
wie Hans Rothfels und Helmut Krausnick stehen hierfür, ebenso wie Hermann Graml 
und Hans Mommsen, die der Auseinandersetzung in den sechziger Jahren eine kritische 
Wendung gaben - , so wurde in den siebziger und frühen achtziger Jahren der Wider­
standsbegriff durch die breit angelegten Forschungen des Projekts „Bayern in der NS-
Zeit" mit seiner gesellschaftsgeschichtlichen Perspektive entscheidend erweitert und diffe­
renziert, wofür insbesondere der kontrovers diskutierte Begriff der „Resistenz" steht. Mit 
der Mikrofiche-Edition, die sich auf den engeren- Bereich des politischen Widerstands 
konzentriert, sich dabei jedoch auf Deutschland und Österreich bezieht, wird der For­
schung erstmals eine umfassende Quellensammlung zur Verfügung gestellt, von der, so 
die von Möller geäußerte Hoffnung, neue Anstöße ausgehen könnten. 

1 Widerstand als „Hochverrat" 1933-1945. Die Verfahren gegen deutsche Reichsangehörige vor dem 
Reichsgericht, dem Volksgerichtshof und dem Reichskriegsgericht, hrsg. vom Institut für Zeitge­
schichte, bearb. von Jürgen Zarusky und Hartmut Mehringer, München 1994-1998. 
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Klaus G. Saur, der Verleger des Werks, verwies auf die internationale Rezeption der Mi-
krofiche-Edition, von der er sich u. a. bei einem Besuch im Washingtoner Holocaust Me­
morial Museum einen unmittelbaren Eindruck habe machen können. Bedauerlich sei es 
angesichts der Bedeutung des Werks, daß sich viele Universitätsbibliotheken in Deutsch­
land bislang noch nicht dazu hätten entschließen können, sie anzuschaffen. 

Hans-Jochen Vogel, der sich nach einer politischen Karriere, in der er viele hohe Ämter 
bekleidete, unter anderem das des Bundesjustizministers, jetzt vor allem in dem von ihm 
gegründeten Verein „Gegen Vergessen - für Demokratie" für die Aufarbeitung der deut­
schen Diktatur-Vergangenheiten engagiert, unternahm eine historisch-politische Würdi­
gung der Edition. Sie ermögliche eine genauere Kenntnis der Breite, Motivationsvielfalt 
und personellen Zusammensetzung des Widerstandes, aber auch ein klareres Bild des ju­
stitiellen Terrors der NS-Zeit. Die Zahl derer, die politischen Widerstand geleistet hätten, 
sei höher als bisher angenommen. Zu den 6000 Angeklagten aus den in der Mikrofiche-
Edition dokumentierten Verfahren seien die Angeklagten aus den Hochverrats-Prozessen 
vor Oberlandesgerichten zu rechnen sowie eine schwer zu schätzende Dunkelziffer. Die 
Gesamtzahl jener, die aktiven politischen Widerstand geleistet hatten, schätzte Vogel, aus­
gehend von einigen Hinweisen in der Einleitung zum Erschließungsband, auf 25 000 bis 
30000. Zirka 1000 von ihnen seien zum Tode verurteilt worden. Das Registerwerk mache 
deutlich, daß Widerstand zumeist aufgrund einer vorausgegangenen politischen Prägung 
geleistet worden sei. Das Stichwort „Nicht organisierter Widerstand" im Register umfasse 
nur rund 200 Fälle. Quantitativ absolut dominierend sei der kommunistische Widerstand 
mit zirka 65 Prozent, gefolgt vom sozialdemokratischen und sozialistischen Widerstand 
mit knapp zehn und vom schwer einzuordnenden bürgerlich-christlichen Widerstand 
mit drei bis fünf Prozent der Fälle. Obwohl die KPD zum Untergang der Weimarer Re­
publik und zur Etablierung einer zweiten Diktatur in Deutschland beigetragen habe, dür­
fe der kommunistische Widerstand nicht verschwiegen oder aus Erinnerung und Geden­
ken ausgeschlossen werden. Auch die Kommunisten hätten „ihr Leben aufs Spiel gesetzt, 
als andere dem Gewaltherrscher noch zujubelten oder ihm noch Gefolgschaft leisteten". 
Überdies verwies Vogel auf das Beispiel Herbert Wehners und anderer, die aus ihren Er­
fahrungen mit dem Kommunismus zu einem Engagement für die Demokratie gefunden 
hätten. Die Entgrenzung des Hochverratstatbestandes, die die justitielle Verfolgung jegli­
cher politischer Opposition ermöglichte, sei bereits vom Leipziger Reichsgericht in gro­
ßer Willfährigkeit gegenüber der sich etablierenden NS-Diktatur mit angestoßen worden. 
Die Urteile seien weithin im Gewande der überkommenen Rechtsprache abgefaßt wor­
den, bis Roland Freisler diese Maske habe fallenlassen. Zustimmend zitierte Vogel die in 
der Einleitung aufgegriffene These des hessischen Generalstaatsanwalts Fritz Bauer, das 
Gewaltsystem des Dritten Reichs sei mangels einer legalen Verfassung gar nicht hochver­
ratsfähig gewesen. 

Eine Demonstration der Zugriffsmöglichkeiten auf die Akten anhand des Beispiels von 
Robert Havemann und seiner Widerstandsgruppe „Europäische Union" schloß die Prä­
sentation ab. 



Abstracts 

Georg Schild, The American "Welfare State" from Roosevelt to Clinton. 
The structure and development of United States social policy differs from that of most 

other countries. Social programs were introduced later, remained more limited, and never 
became as popular as in Western Europe. There is a wide ranging economic and sociologi­
cal debate going on about the forces shaping American social welfare policy. The article 
reviews some of those positions and then focuses on the political dimension of the ex­
panding welfare state since the 1930's. It concludes that while periods of increasing social 
welfare programs such as the 1930's and 1960's differed in terms of economic indicators, 
they saw similar discussions about the need to alleviate social crises and concerning the 
need of the federal government to intervene in order to improve the living conditions of 
the American people. The focus on political crisis also offers an explanation for the 
shrinking social welfare state since the early 1980's. Conservatives have managed to pres­
ent the high costs of welfare programs as an unbearable financial burden for the middle 
class. President Bill Clinton's effort to establish a universal health insurance system failed 
because opponents convinced the public that insurance premiums would rise significantly. 

Michael Schwartz, The Debates on Euthanasia in Germany from 1895-1945. 
The advocation of euthanasia as a means for terminating the life of the incurably ill was a 

problem consequent upon modern thought and the modernization of society period. This 
can be seen in the development of the discussion on euthanasia as emphasis shifted away 
from altruistic motives and increasingly moved towards utilitarianism. A declared state of 
national emergency was the only other alternative to utilitarianism which occurred during 
World War I. Initially a marginal intellectual debate, the experience of the First Wold War 
promoted an unparalleled spread of the concept of euthanasia. Unlike the corresponding de­
bate on eugenics, euthanasia was not as readly acceptable in German society, although the is­
sue was widely discussed, too. Crucially important in the debate on euthanasia was the poli­
tical context of the moment. Neither in the Kaiserreich nor during the Weimar Republic had 
euthanasia a place in the centers of science and politics, although this rapidly changed after 
1933. The National Socialists concealed their murderous deeds, and after 1939, the discourse 
on euthanasia, and especially its acceptance by society, had already been superseded by 
the act. At the same time, the two divisions existing within the debate on euthanasia itself, 
had radically changed since 1933, and bore highly controversial consequences: first, the 
endorsement of euthanasia regarding children, which was directly related to abortion, and 
secondly the state of national emergency during times of war. Considered less onerous, 
both strands of argument in favor of these forms of euthanasia affected the degree of accep­
tance, or at least tolerance, of the National Socialist regime's life exterminating practice. 

Harald Rosenbach, The Price of Freedom. German-American Negotiations on Foreign 
Exchange Compensation in 1961-1967. 

Compared to other NATO members, the Federal Republic of Germany was America's 
model partner. There existed, however, a less harmonious level beneath the surface of of-
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fical ties. The question of compensating the foreign exchange deficit incurred by the sta­
tioning of US troops in the Federal Republic was a recurring source of tension between 
Bonn and Washington since the mid 1960's. Because of the interdependence between 
money and security, negotiations were conducted with great doggedness, at times with 
considerable severity. During the summer of 1966 discussion of the alleged "payment" 
for the stationing of US troops intensified in the Federal Republic of Germany. The 
Americans threatened to withdraw their forces and the Germans cited their tight budget. 
The fact that in 1966 Chancellor Erhard returned from the United States emptyhanded 
became one of the factors which led to his fall several weeks later. 

Herbert Elzer, Adenauer and the Saar Question after the Collapse of the European De­
fense Community in 1954.. 

Chancellor Konrad Adenauer attended the Paris conference held on October 19, 1954, 
with every intention of settling the Saar question even at the cost of making considerable 
concessions, which were demanded by France in return for recognition of West German 
sovereignty and acceptance of West German NATO membership. Basically Adenauer 
wanted a proviso on a peace treaty as indispensable to his Deutschlandpolitik, human 
rights of the Saarland population insured and the economic interests of the Saarland safe­
guarded. The future of the Saar's state's rights seemed not as important to Adenauer, since 
he was counting on European integration. The German side's compliant negotiating style 
failed, and the conference adjourned on October 23 with a very faulty Saar statute. Fur­
ther more, just how much Adenauer had been prepared to concede, was not made known 
to the main party leaders who were summoned to Paris after the talks. 

Rainer A. Blasius, „Völkerfreundschaft" on the Nile. Egypt and the German Democratic 
Republic in February 1965. Stenographic Records from the Ministry of Foreign Affairs 
of the German Democratic Republic on Ulbricht's Visit to Egypt. 

The invitation to visit Egypt extended by Gamal Abdel Nasser on January 24,1965 was a 
triumph in foreign policy for Walter Ulbricht. During his only stay in a non-communist 
country, from February 24 to March 2,1965, the 72-year-old head of the GDR had himself 
honored as the „first German head of state" in Cairo and as the spokesman for all peace 
loving Germans". The Federal Republic of Germany's claim to sole representation was on 
shaky ground as never before, and the growing Near East crisis entered a critical phase espe­
cially after Bonn's secret arms delivery to Tel Aviv was discovered in 1964. Chancellor Lud-
wig Erhard reacted with the announcement on March 7, 1965 that he intended to exchange 
ambassadors with Israel, he would cease all economic aid to Egypt, and he would instantly 
stop sending weapons to the area of tension. What precise goals were pursued by Ulbricht 
and the United Arab Republic were not known until now, although it was said in East 
Berlin at that time that recognition of the GDR was not on the agenda during Ulbricht's 
"goodwill visit to the Nile". Records of the top-level talks held between Ulbricht and Nas­
ser on the February 25 and February 27, 1965, and transcripts of the talks between the two 
foreign ministers, Lothar Bolz and Mahmoud Fawzi, on February 27, 1965, reveal a tena­
cious struggle to arrive at a mutually satisfactory declaration of cooperation between the 
United Arab Republic and the GDR, as well as the futile attempt to establish diplomatic re­
lations between East Berlin and Cairo. Vividly rendered are Ulbricht's schoolmasterish ac­
counts of the GDR's domestic accomplishments, the problems of the "transition from ca­
pitalism to socialism" and of the "special character of the struggle with West Germany". 
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